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Vorwort

Wann immer personenbezogene Daten verarbeitet werden, sind die Anforderun-
gen des Datenschutzrechts zu beachten. Zu den besonders sensiblen Bereichen
gehören der Sozialdatenschutz und der Medizindatenschutz. Hier ist in besonde-
rem Maße geboten, dass die personenbezogenen Daten der Betroffenen, d. h.
von Empfängerinnen und Empfängern von Sozialleistungen und von Patientinnen
und Patienten, geschützt sind und die Verarbeitung rechtskonform geschieht.

Das Unabhängige Landeszentrum für Datenschutz (ULD) Schleswig-Holstein ist
als Datenschutzaufsichtsbehörde zuständig für die Überwachung der Einhaltung
datenschutzrechtlicher Vorschriften bei öffentlichen und nicht-öffentlichen Stellen
in Schleswig-Holstein – auch im Sozial- und Medizindatenschutz, soweit keine
anderen Zuständigkeiten festgeschrieben sind. Betroffene können sich gern an
das ULD wenden.

Diese Zusammenstellung von Gesetzen und weiteren Rechtsnormen richtet sich
zum einen an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Sozialleistungsträgern und in
Einrichtungen im Gesundheitsbereich. Zum anderen können Empfängerinnen
und Empfänger von Sozialleistungen und Patientinnen und Patienten nachlesen,
welche Daten über sie verarbeitet werden dürfen und welche Rechte sie haben.

Wer darüber hinaus Informationen zu Gesetzen und Verordnungen sucht, die
allgemeine Datenschutzanforderungen beinhalten, sei auf die Gesetzessamm-
lung verwiesen, die das ULD im Jahr 2016 veröffentlicht hat. Dort findet man u.
a. das Bundesdatenschutzgesetz und das Landesdatenschutzgesetz Schleswig-
Holstein.

Landesbeauftragte für Datenschutz Schleswig-Holstein
Leiterin des Unabhängigen Landeszentrums für Datenschutz Schleswig-Holstein
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§§ 35, 36a, 37, 60, 66
Sozialgesetzbuch I (SGB I)

Vollständige Bezeichnung: Sozialgesetzbuch Erstes Buch
Amtliche Abkürzung: SGB I
Ausfertigung: 11.12.1975, BGBl. I S. 3015
Inkrafttreten: 01.01.1976
Letzte Änderung: 19.07.2016, BGBl. I S. 1757

Inhaltsübersicht
§ 35 Sozialgeheimnis 1
§ 36a Elektronische Kommunikation 2
§ 37 Vorbehalt abweichender Regelungen 3
§ 60 Angabe von Tatsachen 3
§ 66 Folgen fehlender Mitwirkung 4

§ 35 Sozialgeheimnis

(1) 1Jeder hat Anspruch darauf, daß die ihn betreffenden Sozialdaten (§ 67 Abs.
1 Zehntes Buch) von den Leistungsträgern nicht unbefugt erhoben, verarbeitet
oder genutzt werden (Sozialgeheimnis). 2Die Wahrung des Sozialgeheimnisses
umfaßt die Verpflichtung, auch innerhalb des Leistungsträgers sicherzustellen,
daß die Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind oder nur an diese weiterge-
geben werden. 3Sozialdaten der Beschäftigten und ihrer Angehörigen dürfen
Personen, die Personalentscheidungen treffen oder daran mitwirken können,
weder zugänglich sein noch von Zugriffsberechtigten weitergegeben werden.
4Der Anspruch richtet sich auch gegen die Verbände der Leistungsträger, die Ar-
beitsgemeinschaften der Leistungsträger und ihrer Verbände, die Datenstelle der
Träger der Rentenversicherung, die in diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-
rechtlichen Vereinigungen, gemeinsame Servicestellen, Integrationsfachdienste,
die Künstlersozialkasse, die Deutsche Post AG, soweit sie mit der Berechnung
oder Auszahlung von Sozialleistungen betraut ist, die Behörden der Zollverwal-
tung, soweit sie Aufgaben nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes
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SGB I

und § 66 des Zehnten Buches durchführen, die Versicherungsämter und Gemein-
debehörden sowie die anerkannten Adoptionsvermittlungsstellen (§ 2 Abs. 2 des
Adoptionsvermittlungsgesetzes), soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch
wahrnehmen und die Stellen, die Aufgaben nach § 67c Abs. 3 des Zehnten
Buches wahrnehmen. 5Die Beschäftigten haben auch nach Beendigung ihrer
Tätigkeit bei den genannten Stellen das Sozialgeheimnis zu wahren.

(2) 1Eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten ist nur unter
den Voraussetzungen des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches zulässig.

(3) 1Soweit eine Übermittlung nicht zulässig ist, besteht keine Auskunftspflicht,
keine Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vorlegung oder Auslieferung von
Schriftstücken, nicht automatisierten Dateien und automatisiert erhobenen, ver-
arbeiteten oder genutzten Sozialdaten.

(4) 1Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten gleich.

(5) 1Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zweiten Kapitels des
Zehnten Buches verarbeitet oder genutzt werden. 2Sie dürfen außerdem verar-
beitet oder genutzt werden, wenn schutzwürdige Interessen des Verstorbenen
oder seiner Angehörigen dadurch nicht beeinträchtigt werden können.

§ 36a Elektronische Kommunikation

(1) 1Die Übermittlung elektronischer Dokumente ist zulässig, soweit der Emp-
fänger hierfür einen Zugang eröffnet.

(2) 1Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht
durch Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist, durch die elektronische Form
ersetzt werden. 2Der elektronischen Form genügt ein elektronisches Dokument,
das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz
versehen ist. 3Die Signierung mit einem Pseudonym, das die Identifizierung
der Person des Signaturschlüsselinhabers nicht unmittelbar durch die Behörde
ermöglicht, ist nicht zulässig. 4Die Schriftform kann auch ersetzt werden

1. durch unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem elektronischen For-
mular, das von der Behörde in einem Eingabegerät oder über öffentlich
zugängliche Netze zur Verfügung gestellt wird;

2. bei Anträgen und Anzeigen durch Versendung eines elektronischen Doku-
ments an die Behörde mit der Versandart nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-
Gesetzes;

3. bei elektronischen Verwaltungsakten oder sonstigen elektronischen Doku-
menten der Behörden durch Versendung einer De-Mail-Nachricht nach § 5
Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes, bei der die Bestätigung des akkreditierten
Diensteanbieters die erlassende Behörde als Nutzer des De-Mail-Kontos
erkennen lässt;

4. durch sonstige sichere Verfahren, die durch Rechtsverordnung der Bun-
desregierung mit Zustimmung des Bundesrates festgelegt werden, welche
den Datenübermittler (Absender der Daten) authentifizieren und die Inte-
grität des elektronisch übermittelten Datensatzes sowie die Barrierefreiheit
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gewährleisten; der IT-Planungsrat gibt Empfehlungen zu geeigneten Ver-
fahren ab.

5In den Fällen des Satzes 4 Nummer 1 muss bei einer Eingabe über öffentlich
zugängliche Netze ein sicherer Identitätsnachweis nach § 18 des Personalaus-
weisgesetzes oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes erfolgen; in der
Kommunikation zwischen dem Versicherten und seiner Krankenkasse kann die
Identität auch mit der elektronischen Gesundheitskarte nach § 291 Absatz 2a
des Fünften Buches elektronisch nachgewiesen werden.

(2a) 1 Ist durch Rechtsvorschrift die Verwendung eines bestimmten Formulars
vorgeschrieben, das ein Unterschriftsfeld vorsieht, wird allein dadurch nicht die
Anordnung der Schriftform bewirkt. 2Bei einer für die elektronische Versendung
an die Behörde bestimmten Fassung des Formulars entfällt das Unterschriftsfeld.

(3) 1Ist ein der Behörde übermitteltes elektronisches Dokument für sie zur
Bearbeitung nicht geeignet, teilt sie dies dem Absender unter Angabe der für
sie geltenden technischen Rahmenbedingungen unverzüglich mit. 2Macht ein
Empfänger geltend, er könne das von der Behörde übermittelte elektronische
Dokument nicht bearbeiten, übermittelt sie es ihm erneut in einem geeigneten
elektronischen Format oder als Schriftstück.

(4) 1Die Träger der Sozialversicherung einschließlich der Bundesagentur für Ar-
beit, ihre Verbände und Arbeitsgemeinschaften verwenden unter Beachtung der
Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit im jeweiligen Sozialleistungs-
bereich Zertifizierungsdienste nach dem Signaturgesetz, die eine gemeinsame
und bundeseinheitliche Kommunikation und Übermittlung der Daten und die Über-
prüfbarkeit der qualifizierten elektronischen Signatur auf Dauer sicherstellen.
2Diese Träger sollen über ihren jeweiligen Bereich hinaus Zertifizierungsdienste
im Sinne des Satzes 1 verwenden. 3Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend
für die Leistungserbringer nach dem Fünften und dem Elften Buch und die von
ihnen gebildeten Organisationen.

§ 37 Vorbehalt abweichender Regelungen

(1) 1Das Erste und Zehnte Buch gelten für alle Sozialleistungsbereiche dieses
Gesetzbuchs, soweit sich aus den übrigen Büchern nichts Abweichendes ergibt;
§ 68 bleibt unberührt. Der Vorbehalt gilt nicht für die §§ 1 bis 17 und 31 bis 36.
Das Zweite Kapitel des Zehnten Buches geht dessen Erstem Kapitel vor, soweit
sich die Ermittlung des Sachverhaltes auf Sozialdaten erstreckt.

§ 60 Angabe von Tatsachen

(1) 1Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält, hat

1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Ver-
langen des zuständigen Leistungsträgers der Erteilung der erforderlichen
Auskünfte durch Dritte zuzustimmen,
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2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder
über die im Zusammenhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben
worden sind, unverzüglich mitzuteilen,

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungs-
trägers Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen.

2Satz 1 gilt entsprechend für denjenigen, der Leistungen zu erstatten hat.

(2) 1Soweit für die in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke
vorgesehen sind, sollen diese benutzt werden.

§ 66 Folgen fehlender Mitwirkung

(1) 1Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen
Mitwirkungspflichten nach den §§ 60 bis 62, 65 nicht nach und wird hierdurch
die Aufklärung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann der Leistungsträ-
ger ohne weitere Ermittlungen die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung
ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzungen der
Leistung nicht nachgewiesen sind. 2Dies gilt entsprechend, wenn der Antragstel-
ler oder Leistungsberechtigte in anderer Weise absichtlich die Aufklärung des
Sachverhalts erheblich erschwert.

(2) 1Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, wegen
Arbeitsunfähigkeit, wegen Gefährdung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit,
anerkannten Schädigungsfolgen oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder er-
hält, seinen Mitwirkungspflichten nach den §§ 62 bis 65 nicht nach und ist unter
Würdigung aller Umstände mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen, daß deshalb die
Fähigkeit zur selbständigen Lebensführung, die Arbeits-, Erwerbs- oder Vermitt-
lungsfähigkeit beeinträchtigt oder nicht verbessert wird, kann der Leistungsträger
die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen
oder entziehen.

(3) 1Sozialleistungen dürfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder
entzogen werden, nachdem der Leistungsberechtigte auf diese Folge schriftlich
hingewiesen worden ist und seiner Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer ihm
gesetzten angemessenen Frist nachgekommen ist.
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§§ 275, 276, 284, 285, 291, 291a,
305 Sozialgesetzbuch V (SGB V)

Vollständige Bezeichnung: Sozialgesetzbuch Fünftes Buch
Amtliche Abkürzung: SGB V
Ausfertigung: 20.12.1988, BGBl. 1988 S. 2477, 2482
Inkrafttreten: 01.01.1989
Letzte Änderung: 18.07.2016, BGBl. I S. 1710

Inhaltsübersicht
§ 275 Begutachtung und Beratung 5
§ 276 Zusammenarbeit 8
§ 284 Sozialdaten bei den Krankenkassen 9
§ 285 Personenbezogene Daten bei den Kassenärztlichen Vereinigungen 11
§ 291 Elektronische Gesundheitskarte als Versicherungsnachweis 13
§ 291a Elektronische Gesundheitskarte und Telematikinfrastruktur 15
§ 305 Auskünfte an Versicherte 24

§ 275 Begutachtung und Beratung

(1) 1Die Krankenkassen sind in den gesetzlich bestimmten Fällen oder wenn
es nach Art, Schwere, Dauer oder Häufigkeit der Erkrankung oder nach dem
Krankheitsverlauf erforderlich ist, verpflichtet,

1. bei Erbringung von Leistungen, insbesondere zur Prüfung von Voraus-
setzungen, Art und Umfang der Leistung, sowie bei Auffälligkeiten zur
Prüfung der ordnungsgemäßen Abrechnung,

2. zur Einleitung von Leistungen zur Teilhabe, insbesondere zur Koordinie-
rung der Leistungen und Zusammenarbeit der Rehabilitationsträger nach
den §§ 10 bis 12 des Neunten Buches, im Benehmen mit dem behandeln-
den Arzt,

3. bei Arbeitsunfähigkeit
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SGB V

(a) zur Sicherung des Behandlungserfolgs, insbesondere zur Einleitung
von Maßnahmen der Leistungsträger für die Wiederherstellung der
Arbeitsfähigkeit, oder

(b) zur Beseitigung von Zweifeln an der Arbeitsunfähigkeit

eine gutachtliche Stellungnahme des Medizinischen Dienstes der Krankenversi-
cherung (Medizinischer Dienst) einzuholen.

(1a) 1 Zweifel an der Arbeitsunfähigkeit nach Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe b sind
insbesondere in Fällen anzunehmen, in denen

a) Versicherte auffällig häufig oder auffällig häufig nur für kurze Dauer arbeitsun-
fähig sind oder der Beginn der Arbeitsunfähigkeit häufig auf einen Arbeitstag
am Beginn oder am Ende einer Woche fällt oder

b) die Arbeitsunfähigkeit von einem Arzt festgestellt worden ist, der durch die
Häufigkeit der von ihm ausgestellten Bescheinigungen über Arbeitsunfähigkeit
auffällig geworden ist.

2Die Prüfung hat unverzüglich nach Vorlage der ärztlichen Feststellung über
die Arbeitsunfähigkeit zu erfolgen. 3Der Arbeitgeber kann verlangen, daß die
Krankenkasse eine gutachtliche Stellungnahme des Medizinischen Dienstes zur
Überprüfung der Arbeitsunfähigkeit einholt. 4Die Krankenkasse kann von einer
Beauftragung des Medizinischen Dienstes absehen, wenn sich die medizinischen
Voraussetzungen der Arbeitsunfähigkeit eindeutig aus den der Krankenkasse
vorliegenden ärztlichen Unterlagen ergeben.

(1b) 1 Der Medizinische Dienst überprüft bei Vertragsärzten, die nach § 106
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 geprüft werden, stichprobenartig und zeitnah Feststellungen
der Arbeitsunfähigkeit. 2Die in § 106 Abs. 2 Satz 4 genannten Vertragspartner
vereinbaren das Nähere.

(1c) 1 Bei Krankenhausbehandlung nach § 39 ist eine Prüfung nach Absatz 1 Nr.
1 zeitnah durchzuführen. 2Die Prüfung nach Satz 1 ist spätestens sechs Wochen
nach Eingang der Abrechnung bei der Krankenkasse einzuleiten und durch den
Medizinischen Dienst dem Krankenhaus anzuzeigen. 3Falls die Prüfung nicht
zu einer Minderung des Abrechnungsbetrags führt, hat die Krankenkasse dem
Krankenhaus eine Aufwandspauschale in Höhe von 300 Euro zu entrichten. 4Als
Prüfung nach Satz 1 ist jede Prüfung der Abrechnung eines Krankenhauses
anzusehen, mit der die Krankenkasse den Medizinischen Dienst beauftragt und
die eine Datenerhebung durch den Medizinischen Dienst beim Krankenhaus
erfordert.

(2) 1Die Krankenkassen haben durch den Medizinischen Dienst prüfen zu lassen

1. die Notwendigkeit der Leistungen nach den §§ 23, 24, 40 und 41 unter
Zugrundelegung eines ärztlichen Behandlungsplans in Stichproben vor
Bewilligung und regelmäßig bei beantragter Verlängerung; der Spitzenver-
band Bund der Krankenkassen regelt in Richtlinien den Umfang und die
Auswahl der Stichprobe und kann Ausnahmen zulassen, wenn Prüfungen
nach Indikation und Personenkreis nicht notwendig erscheinen; dies gilt
insbesondere für Leistungen zur medizinischen Rehabilitation im Anschluß
an eine Krankenhausbehandlung (Anschlußheilbehandlung),
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2. (entfällt),

3. bei Kostenübernahme einer Behandlung im Ausland, ob die Behandlung
einer Krankheit nur im Ausland möglich ist (§ 18),

4. ob und für welchen Zeitraum häusliche Krankenpflege länger als vier
Wochen erforderlich ist (§ 37 Abs. 1),

5. ob Versorgung mit Zahnersatz aus medizinischen Gründen ausnahmswei-
se unaufschiebbar ist (§ 27 Abs. 2).

(3) 1Die Krankenkassen können in geeigneten Fällen durch den Medizinischen
Dienst prüfen lassen

1. vor Bewilligung eines Hilfsmittels, ob das Hilfsmittel erforderlich ist (§ 33);
der Medizinische Dienst hat hierbei den Versicherten zu beraten; er hat
mit den Orthopädischen Versorgungsstellen zusammenzuarbeiten,

2. bei Dialysebehandlung, welche Form der ambulanten Dialysebehandlung
unter Berücksichtigung des Einzelfalls notwendig und wirtschaftlich ist,

3. die Evaluation durchgeführter Hilfsmittelversorgungen,

4. ob Versicherten bei der Inanspruchnahme von Versicherungsleistungen
aus Behandlungsfehlern ein Schaden entstanden ist (§ 66).

(3a) 1 Ergeben sich bei der Auswertung der Unterlagen über die Zuord-
nung von Patienten zu den Behandlungsbereichen nach § 4 der Psychiatrie-
Personalverordnung in vergleichbaren Gruppen Abweichungen, so können die
Landesverbände der Krankenkassen und die Verbände der Ersatzkassen die
Zuordnungen durch den Medizinischen Dienst überprüfen lassen; das zu über-
mittelnde Ergebnis der Überprüfung darf keine Sozialdaten enthalten.

(4) 1Die Krankenkassen und ihre Verbände sollen bei der Erfüllung anderer als
der in Absatz 1 bis 3 genannten Aufgaben im notwendigen Umfang den Medizi-
nischen Dienst oder andere Gutachterdienste zu Rate ziehen, insbesondere für
allgemeine medizinische Fragen der gesundheitlichen Versorgung und Beratung
der Versicherten, für Fragen der Qualitätssicherung, für Vertragsverhandlungen
mit den Leistungserbringern und für Beratungen der gemeinsamen Ausschüsse
von Ärzten und Krankenkassen, insbesondere der Prüfungsausschüsse. 2Der
Medizinische Dienst führt die Aufgaben nach § 116b Absatz 2 durch, wenn der
erweiterte Landesausschuss ihn hiermit nach § 116b Absatz 3 Satz 8 ganz oder
teilweise beauftragt.

(4a) 1 Soweit die Erfüllung der sonstigen dem Medizinischen Dienst obliegenden
Aufgaben nicht beeinträchtigt wird, kann er Beamte nach den §§ 44 bis 49 des
Bundesbeamtengesetzes ärztlich untersuchen und ärztliche Gutachten fertigen.
2Die hierdurch entstehenden Kosten sind von der Behörde, die den Auftrag erteilt
hat, zu erstatten. 3§ 281 Absatz 1a Satz 2 gilt entsprechend. 4Der Medizinische
Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen und das Bundesmini-
sterium des Innern vereinbaren unter Beteiligung der Medizinischen Dienste,
die ihre grundsätzliche Bereitschaft zur Durchführung von Untersuchungen und
zur Fertigung von Gutachten nach Satz 1 erklärt haben, das Nähere über das
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Verfahren und die Höhe der Kostenerstattung. 5Die Medizinischen Dienste legen
die Vereinbarung ihrer Aufsichtsbehörde vor, die der Vereinbarung innerhalb
von drei Monaten nach Vorlage widersprechen kann, wenn die Erfüllung der
sonstigen Aufgaben des Medizinischen Dienstes gefährdet wäre.

(5) 1Die Ärzte des Medizinischen Dienstes sind bei der Wahrnehmung ihrer
medizinischen Aufgaben nur ihrem ärztlichen Gewissen unterworfen. 2Sie sind
nicht berechtigt, in die ärztliche Behandlung einzugreifen.

§ 276 Zusammenarbeit

(1) 1Die Krankenkassen sind verpflichtet, dem Medizinischen Dienst die für die
Beratung und Begutachtung erforderlichen Unterlagen vorzulegen und Auskünfte
zu erteilen. 2Unterlagen, die der Versicherte über seine Mitwirkungspflicht nach
den §§ 60 und 65 des Ersten Buches hinaus seiner Krankenkasse freiwillig selbst
überlassen hat, dürfen an den Medizinischen Dienst nur weitergegeben werden,
soweit der Versicherte eingewilligt hat. 3Für die Einwilligung gilt § 67b Abs. 2 des
Zehnten Buches.

(2) 1Der Medizinische Dienst darf Sozialdaten erheben und speichern, soweit
dies für die Prüfungen, Beratungen und gutachtlichen Stellungnahmen nach §
275 erforderlich ist. 2Haben die Krankenkassen oder der Medizinische Dienst
für eine gutachtliche Stellungnahme oder Prüfung nach § 275 Absatz 1 bis 3
erforderliche versichertenbezogene Daten bei den Leistungserbringern angefor-
dert, so sind die Leistungserbringer verpflichtet, diese Daten unmittelbar an den
Medizinischen Dienst zu übermitteln. 3Die rechtmäßig erhobenen und gespei-
cherten Sozialdaten dürfen nur für die in § 275 genannten Zwecke verarbeitet
oder genutzt werden, für andere Zwecke, soweit dies durch Rechtsvorschriften
des Sozialgesetzbuchs angeordnet oder erlaubt ist. 4Die Sozialdaten sind nach
fünf Jahren zu löschen. 5Die §§ 286, 287 und 304 Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 2
gelten für den Medizinischen Dienst entsprechend. 6Der Medizinische Dienst hat
Sozialdaten zur Identifikation des Versicherten getrennt von den medizinischen
Sozialdaten des Versicherten zu speichern. 7Durch technische und organisatori-
sche Maßnahmen ist sicherzustellen, dass die Sozialdaten nur den Personen
zugänglich sind, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen. 8Der Schlüssel
für die Zusammenführung der Daten ist vom Beauftragten für den Datenschutz
des Medizinischen Dienstes aufzubewahren und darf anderen Personen nicht
zugänglich gemacht werden. 9Jede Zusammenführung ist zu protokollieren.

(2a) 1 Ziehen die Krankenkassen den Medizinischen Dienst oder einen anderen
Gutachterdienst nach § 275 Abs. 4 zu Rate, können sie ihn mit Erlaubnis der Auf-
sichtsbehörde beauftragen, Datenbestände leistungserbringer- oder fallbezogen
für zeitlich befristete und im Umfang begrenzte Aufträge nach § 275 Abs. 4 aus-
zuwerten; die versichertenbezogenen Sozialdaten sind vor der Übermittlung an
den Medizinischen Dienst oder den anderen Gutachterdienst zu anonymisieren.
2Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(2b) 1 Beauftragt der Medizinische Dienst einen Gutachter (§ 279 Abs. 5), ist
die Übermittlung von erforderlichen Daten zwischen Medizinischem Dienst und
dem Gutachter zulässig, soweit dies zur Erfüllung des Auftrages erforderlich ist.
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(3) 1Für das Akteneinsichtsrecht des Versicherten gilt § 25 des Zehnten Buches
entsprechend.

(4) 1Wenn es im Einzelfall zu einer gutachtlichen Stellungnahme über die Not-
wendigkeit und Dauer der stationären Behandlung des Versicherten erforderlich
ist, sind die Ärzte des Medizinischen Dienstes befugt, zwischen 8.00 und 18.00
Uhr die Räume der Krankenhäuser und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrich-
tungen zu betreten, um dort die Krankenunterlagen einzusehen und, soweit
erforderlich, den Versicherten untersuchen zu können. 2In den Fällen des § 275
Abs. 3a sind die Ärzte des Medizinischen Dienstes befugt, zwischen 8.00 und
18.00 Uhr die Räume der Krankenhäuser zu betreten, um dort die zur Prüfung
erforderlichen Unterlagen einzusehen.

(4a) 1 Der Medizinische Dienst ist im Rahmen der Kontrollen nach § 275a befugt,
zu den üblichen Geschäfts- und Betriebszeiten die Räume des Krankenhauses
zu betreten, die erforderlichen Unterlagen einzusehen und personenbezogene
Daten zu erheben, zu verarbeiten und zu nutzen, soweit dies in der Richtlinie
des Gemeinsamen Bundesausschusses nach § 137 Absatz 3 festgelegt und für
die Kontrollen erforderlich ist. 2Absatz 2 Satz 3 bis 9 gilt für die Durchführung
von Kontrollen nach § 275a entsprechend. 3Das Krankenhaus ist zur Mitwirkung
verpflichtet und hat dem Medizinischen Dienst Zugang zu den Räumen und den
Unterlagen zu verschaffen sowie die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass er
die Kontrollen nach § 275a ordnungsgemäß durchführen kann; das Krankenhaus
ist hierbei befugt und verpflichtet, dem Medizinischen Dienst Einsicht in perso-
nenbezogene Daten zu gewähren oder diese auf Anforderung des Medizinischen
Dienstes zu übermitteln. 4Die Sätze 1 und 2 gelten für Kontrollen nach § 275a
Absatz 4 nur unter der Voraussetzung, dass das Landesrecht entsprechende
Mitwirkungspflichten und datenschutzrechtliche Befugnisse der Krankenhäuser
zur Gewährung von Einsicht in personenbezogene Daten vorsieht.

(5) 1Wenn sich im Rahmen der Überprüfung der Feststellungen von Arbeitsunfä-
higkeit (§ 275 Abs. 1 Nr. 3b, Abs. 1a und Abs. 1b) aus den ärztlichen Unterlagen
ergibt, daß der Versicherte auf Grund seines Gesundheitszustandes nicht in der
Lage ist, einer Vorladung des Medizinischen Dienstes Folge zu leisten oder wenn
der Versicherte einen Vorladungstermin unter Berufung auf seinen Gesundheits-
zustand absagt und der Untersuchung fernbleibt, soll die Untersuchung in der
Wohnung des Versicherten stattfinden. 2Verweigert er hierzu seine Zustimmung,
kann ihm die Leistung versagt werden. 3Die §§ 65, 66 des Ersten Buches bleiben
unberührt.

(6) 1Die Aufgaben des Medizinischen Dienstes im Rahmen der sozialen Pflege-
versicherung ergeben sich zusätzlich zu den Bestimmungen dieses Buches aus
den Vorschriften des Elften Buches.

§ 284 Sozialdaten bei den Krankenkassen

(1) 1Die Krankenkassen dürfen Sozialdaten für Zwecke der Krankenversicherung
nur erheben und speichern, soweit diese für

1. die Feststellung des Versicherungsverhältnisses und der Mitgliedschaft,
einschließlich der für die Anbahnung eines Versicherungsverhältnisses

9
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erforderlichen Daten,

2. die Ausstellung des Berechtigungsscheines und der elektronischen Ge-
sundheitskarte,

3. die Feststellung der Beitragspflicht und der Beiträge, deren Tragung und
Zahlung,

4. die Prüfung der Leistungspflicht und der Erbringung von Leistungen an
Versicherte einschließlich der Voraussetzungen von Leistungsbeschrän-
kungen, die Bestimmung des Zuzahlungsstatus und die Durchführung der
Verfahren bei Kostenerstattung, Beitragsrückzahlung und der Ermittlung
der Belastungsgrenze,

5. die Unterstützung der Versicherten bei Behandlungsfehlern,

6. die Übernahme der Behandlungskosten in den Fällen des § 264,

7. die Beteiligung des Medizinischen Dienstes,

8. die Abrechnung mit den Leistungserbringern, einschließlich der Prüfung
der Rechtmäßigkeit und Plausibilität der Abrechnung,

9. die Überwachung der Wirtschaftlichkeit der Leistungserbringung,

10. die Abrechnung mit anderen Leistungsträgern,

11. die Durchführung von Erstattungs- und Ersatzansprüchen,

12. die Vorbereitung, Vereinbarung und Durchführung von Vergütungsverträ-
gen nach dem § 87a,

13. die Vorbereitung und Durchführung von Modellvorhaben, die Durchfüh-
rung des Versorgungsmanagements nach § 11 Abs. 4, die Durchführung
von Verträgen zur hausarztzentrierten Versorgung, zu besonderen Ver-
sorgungsformen und zur ambulanten Erbringung hochspezialisierter Lei-
stungen, einschließlich der Durchführung von Wirtschaftlichkeitsprüfungen
und Qualitätsprüfungen, soweit Verträge ohne Beteiligung der Kassenärzt-
lichen Vereinigungen abgeschlossen wurden,

14. die Durchführung des Risikostrukturausgleichs (§ 266 Abs. 1 bis 6, § 267
Abs. 1 bis 6, § 268 Abs. 3) sowie zur Gewinnung von Versicherten für die
Programme nach § 137g und zur Vorbereitung und Durchführung dieser
Programme,

15. die Durchführung des Entlassmanagements nach § 39 Absatz 1a,

16. die Auswahl von Versicherten für Maßnahmen nach § 44 Absatz 4 Satz 1
und nach § 39b sowie und zu deren Durchführung

10
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erforderlich sind. 2Versichertenbezogene Angaben über ärztliche Leistungen
dürfen auch auf maschinell verwertbaren Datenträgern gespeichert werden,
soweit dies für die in Satz 1 Nr. 4, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14 und § 305 Absatz 1
bezeichneten Zwecke erforderlich ist. 3Versichertenbezogene Angaben über
ärztlich verordnete Leistungen dürfen auf maschinell verwertbaren Datenträgern
gespeichert werden, soweit dies für die in Satz 1 Nr. 4, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14
und § 305 Abs. 1 bezeichneten Zwecke erforderlich ist. 4Die nach den Sätzen
2 und 3 gespeicherten Daten sind zu löschen, sobald sie für die genannten
Zwecke nicht mehr benötigt werden. 5Im Übrigen gelten für die Datenerhebung
und -speicherung die Vorschriften des Ersten und Zehnten Buches.

(2) 1Im Rahmen der Überwachung der Wirtschaftlichkeit der vertragsärztlichen
Versorgung dürfen versichertenbezogene Leistungs- und Gesundheitsdaten auf
maschinell verwertbaren Datenträgern nur gespeichert werden, soweit dies für
Stichprobenprüfungen nach § 106 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 erforderlich ist.

(3) 1Die rechtmäßig erhobenen und gespeicherten versichertenbezogenen
Daten dürfen nur für die Zwecke der Aufgaben nach Absatz 1 in dem jeweils
erforderlichen Umfang verarbeitet oder genutzt werden, für andere Zwecke,
soweit dies durch Rechtsvorschriften des Sozialgesetzbuchs angeordnet oder
erlaubt ist. 2Die Daten, die nach § 295 Abs. 1b Satz 1 an die Krankenkasse
übermittelt werden, dürfen nur zu Zwecken nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4, 8, 9, 10,
11, 12, 13, 14 und § 305 Abs. 1 versichertenbezogen verarbeitet und genutzt
werden und nur, soweit dies für diese Zwecke erforderlich ist; für die Verarbeitung
und Nutzung dieser Daten zu anderen Zwecken ist der Versichertenbezug vorher
zu löschen.

(4) 1Zur Gewinnung von Mitgliedern dürfen die Krankenkassen Daten erheben,
verarbeiten und nutzen, wenn die Daten allgemein zugänglich sind, es sei denn,
dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der
Verarbeitung oder Nutzung überwiegt. 2Ein Abgleich der erhobenen Daten mit
den Angaben nach § 291 Abs. 2 Nr. 2, 3, 4 und 5 ist zulässig. 3Widerspricht
der Betroffene bei der verantwortlichen Stelle der Nutzung oder Übermittlung
seiner Daten, ist sie unzulässig. 4Die Daten sind zu löschen, sobald sie für
die Zwecke nach Satz 1 nicht mehr benötigt werden. 5Im Übrigen gelten für
die Datenerhebung, Verarbeitung und Nutzung die Vorschriften des Ersten und
Zehnten Buches.

§ 285 Personenbezogene Daten bei den Kassenärztlichen
Vereinigungen

(1) 1Die Kassenärztlichen Vereinigungen dürfen Einzelangaben über die persön-
lichen und sachlichen Verhältnisse der Ärzte nur erheben und speichern, soweit
dies zur Erfüllung der folgenden Aufgaben erforderlich ist:

1. Führung des Arztregisters (§ 95),

2. Sicherstellung und Vergütung der vertragsärztlichen Versorgung ein-
schließlich der Überprüfung der Zulässigkeit und Richtigkeit der Abrech-
nung,

11
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3. Vergütung der ambulanten Krankenhausleistungen (§ 120),

4. Vergütung der belegärztlichen Leistungen (§ 121),

5. Durchführung von Wirtschaftlichkeitsprüfungen (§ 106),

6. Durchführung von Qualitätsprüfungen (§ 135b).

(2) 1Einzelangaben über die persönlichen und sachlichen Verhältnisse der Versi-
cherten dürfen die Kassenärztlichen Vereinigungen nur erheben und speichern,
soweit dies zur Erfüllung der in Absatz 1 Nr. 2, 5, 6 sowie den §§ 106a und 305
genannten Aufgaben erforderlich ist.

(3) 1Die rechtmäßig erhobenen und gespeicherten Sozialdaten dürfen nur für
die Zwecke der Aufgaben nach Absatz 1 in dem jeweils erforderlichen Um-
fang verarbeitet oder genutzt werden, für andere Zwecke, soweit dies durch
Rechtsvorschriften des Sozialgesetzbuchs angeordnet oder erlaubt ist. 2Die
nach Absatz 1 Nr. 6 rechtmäßig erhobenen und gespeicherten Daten dürfen
den ärztlichen und zahnärztlichen Stellen nach § 17a der Röntgenverordnung
und den ärztlichen Stellen nach § 83 der Strahlenschutzverordnung übermittelt
werden, soweit dies für die Durchführung von Qualitätsprüfungen erforderlich ist.
3Die beteiligten Kassenärztlichen Vereinigungen dürfen die nach Absatz 1 und 2
rechtmäßig erhobenen und gespeicherten Sozialdaten der für die überörtliche
Berufsausübungsgemeinschaft zuständigen Kassenärztlichen Vereinigung über-
mitteln, soweit dies zur Erfüllung der in Absatz 1 Nr. 1, 2, 4, 5 und 6 genannten
Aufgaben erforderlich ist. 4Sie dürfen die nach den Absätzen 1 und 2 rechtmäßig
erhobenen Sozialdaten der nach § 24 Abs. 3 Satz 3 der Zulassungsverordnung
für Vertragsärzte und § 24 Abs. 3 Satz 3 der Zulassungsverordnung für Vertrags-
zahnärzte ermächtigten Vertragsärzte und Vertragszahnärzte auf Anforderung
auch untereinander übermitteln, soweit dies zur Erfüllung der in Absatz 1 Nr. 2
genannten Aufgaben erforderlich ist. 5Die zuständige Kassenärztliche und die
zuständige Kassenzahnärztliche Vereinigung dürfen die nach Absatz 1 und 2
rechtmäßig erhobenen und gespeicherten Sozialdaten der Leistungserbringer,
die vertragsärztliche und vertragszahnärztliche Leistungen erbringen, auf Anfor-
derung untereinander übermitteln, soweit dies zur Erfüllung der in Absatz 1 Nr. 2
sowie in § 106a genannten Aufgaben erforderlich ist. 6Sie dürfen rechtmäßig er-
hobene und gespeicherte Sozialdaten auf Anforderung auch untereinander über-
mitteln, soweit dies zur Erfüllung der in § 32 Abs. 1 der Zulassungsverordnung
für Vertragsärzte und § 32 Abs. 1 der Zulassungsverordnung für Vertragszahn-
ärzte genannten Aufgaben erforderlich ist. 7Die Kassenärztlichen Vereinigungen
dürfen rechtmäßig erhobene und gespeicherte Sozialdaten auch untereinander
übermitteln, soweit dies im Rahmen eines Auftrags nach § 77 Absatz 6 Satz 2 in
Verbindung mit § 88 des Zehnten Buches erforderlich ist. 8Versichertenbezogene
Daten sind vor ihrer Übermittlung zu pseudonymisieren.

(3a) 1 Die Kassenärztlichen Vereinigungen sind befugt, personenbezogene
Daten der Ärzte, von denen sie bei Erfüllung ihrer Aufgaben nach Absatz 1
Kenntnis erlangt haben, und soweit diese

1. für Entscheidungen über die Rücknahme, den Widerruf oder die Anord-
nung des Ruhens der Approbation oder

2. für berufsrechtliche Verfahren
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erheblich sind, den hierfür zuständigen Behörden und Heilberufskammern zu
übermitteln.

(4) 1Soweit sich die Vorschriften dieses Kapitels auf Ärzte und Kassenärztli-
che Vereinigungen beziehen, gelten sie entsprechend für Psychotherapeuten,
Zahnärzte und Kassenzahnärztliche Vereinigungen.

§ 291 Elektronische Gesundheitskarte als Versicherungs-
nachweis

(1) 1Die Krankenkasse stellt für jeden Versicherten eine elektronische Gesund-
heitskarte aus. 2Sie dient dem Nachweis der Berechtigung zur Inanspruchnahme
von Leistungen im Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung (Versicherungs-
nachweis) sowie der Abrechnung mit den Leistungserbringern. 3Neben der Ver-
wendung nach Satz 2 hat die elektronische Gesundheitskarte die Durchführung
der Anwendungen nach § 291a Absatz 2 und 3 zu gewährleisten. 4Die elektroni-
sche Gesundheitskarte ist von dem Versicherten zu unterschreiben. 5Die Karte
gilt nur für die Dauer der Mitgliedschaft bei der ausstellenden Krankenkasse und
ist nicht übertragbar. 6Bei Inanspruchnahme ärztlicher Behandlung bestätigt der
Versicherte auf dem Abrechnungsschein des Arztes das Bestehen der Mitglied-
schaft durch seine Unterschrift. 7Die Krankenkasse kann die Gültigkeit der Karte
befristen.

(2) 1Die elektronische Gesundheitskarte enthält vorbehaltlich des § 291a folgen-
de Angaben:

1. die Bezeichnung der ausstellenden Krankenkasse, einschließlich eines
Kennzeichens für die Kassenärztliche Vereinigung, in deren Bezirk der
Versicherte seinen Wohnsitz hat,

2. den Familiennamen und Vornamen des Versicherten,

3. das Geburtsdatum des Versicherten,

4. das Geschlecht des Versicherten,

5. die Anschrift des Versicherten,

6. die Krankenversichertennummer des Versicherten,

7. den Versichertenstatus, für die Personengruppen nach § 264 Absatz 2 den
Status der auftragsweisen Betreuung,

8. den Zuzahlungsstatus des Versicherten,

9. den Tag des Beginns des Versicherungsschutzes,

10. bei befristeter Gültigkeit der elektronischen Gesundheitskarte das Datum
des Fristablaufs.
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2Über die Angaben nach Satz 1 hinaus kann die elektronische Gesundheitskarte
auch Angaben zum Nachweis von Wahltarifen nach § 53, von zusätzlichen
Vertragsverhältnissen und in den Fällen des § 16 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis
4 und Absatz 3a Angaben zum Ruhen des Anspruchs auf Leistungen enthalten.
3Die Angaben nach den Sätzen 1 und 2 sind in einer Form zu speichern, die
geeignet ist für eine maschinelle Übertragung auf die für die vertragsärztliche
Versorgung vorgesehenen Abrechnungsunterlagen und Vordrucke nach § 295
Absatz 3 Nummer 1 und 2. Die elektronische Gesundheitskarte ist mit einem
Lichtbild des Versicherten zu versehen. 4Versicherte bis zur Vollendung des
15. Lebensjahres sowie Versicherte, deren Mitwirkung bei der Erstellung des
Lichtbildes nicht möglich ist, erhalten eine elektronische Gesundheitskarte ohne
Lichtbild.

(2a) 1 Die elektronische Gesundheitskarte muss technisch geeignet sein,
Authentifizierung, Verschlüsselung und elektronische Signatur zu ermöglichen.

(2b) 1 Die Krankenkassen sind verpflichtet, Dienste anzubieten, mit denen
die Leistungserbringer die Gültigkeit und die Aktualität der Daten nach Absatz
1 und 2 bei den Krankenkassen online überprüfen und auf der elektronischen
Gesundheitskarte aktualisieren können. 2Diese Dienste müssen auch ohne Netz-
anbindung an die Praxisverwaltungssysteme der Leistungserbringer online ge-
nutzt werden können. 3Die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden
Ärzte, Einrichtungen und Zahnärzte prüfen bei der erstmaligen Inanspruchnah-
me ihrer Leistungen durch einen Versicherten im Quartal die Leistungspflicht
der Krankenkasse durch Nutzung der Dienste nach Satz 1. 4Dazu ermögli-
chen sie den Online-Abgleich und die -Aktualisierung der auf der elektronischen
Gesundheitskarte gespeicherten Daten nach Absatz 1 und 2 mit den bei der
Krankenkasse vorliegenden aktuellen Daten. 5Die Prüfungspflicht besteht ab
dem Zeitpunkt, ab dem die Dienste nach Satz 1 sowie die Anbindung an die
Telematikinfrastruktur zur Verfügung stehen und die Vereinbarungen nach § 291a
Absatz 7a und 7b geschlossen sind. 6Die hierfür erforderlichen Maßnahmen hat
die Gesellschaft für Telematik bis zum 30. Juni 2016 durchzuführen. 7Hält die
Gesellschaft für Telematik die Frist nach Satz 6 nicht ein, dürfen die Ausgaben
in den Haushalten des Spitzenverbands Bund der Krankenkassen sowie der
Kassenärztlichen Bundesvereinigungen ab 2017 die Ausgaben des Jahres 2014
abzüglich 1 Prozent so lange nicht überschreiten, bis die Maßnahmen nach Satz
1 durchgeführt worden sind. 8Die Ausgaben zur Finanzierung der Deutschen Ver-
bindungsstelle Krankenversicherung – Ausland, des Medizinischen Dienstes des
Spitzenverbands Bund der Krankenkassen und der Gesellschaft für Telematik,
die Umlagen nach den §§ 65b und 303a Absatz 3 dieses Gesetzes in Verbindung
mit § 6 der Datentransparenzverordnung, die Umlagen an die Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung nach § 20a sowie der Sicherstellungszuschlag
für Hebammen nach § 134a Absatz 1b zählen nicht zu den Ausgaben nach
Satz 7. Das Bundesministerium für Gesundheit kann die Frist nach Satz 6 durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates verlängern. 9§ 15 Absatz
5 ist entsprechend anzuwenden. 10Die Durchführung der Prüfung ist auf der
elektronischen Gesundheitskarte zu speichern. 11Die Mitteilung der durchgeführ-
ten Prüfung ist Bestandteil der an die Kassenärztliche oder Kassenzahnärztliche
Vereinigung zu übermittelnden Abrechnungsunterlagen nach § 295. 12Die tech-
nischen Einzelheiten zur Durchführung des Verfahrens nach Satz 2 bis 5 sind in
den Vereinbarungen nach § 295 Absatz 3 zu regeln. 13Den an der vertragsärztli-
chen Versorgung teilnehmenden Ärzten, Einrichtungen und Zahnärzten, die die
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Prüfung nach Satz 3 ab dem 1. Juli 2018 nicht durchführen, ist die Vergütung
vertragsärztlicher Leistungen pauschal um 1 Prozent so lange zu kürzen, bis
sie die Prüfung nach Satz 3 durchführen. 14Das Bundesministerium für Gesund-
heit kann die Frist nach Satz 14 durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates verlängern.

(3) 1Das Nähere zur bundesweiten Verwendung der elektronischen Gesundheits-
karte als Versicherungsnachweis vereinbaren die Vertragspartner im Rahmen
der Verträge nach § 87 Absatz 1.

(4) 1Bei Beendigung des Versicherungsschutzes oder bei einem Krankenkas-
senwechsel ist die elektronische Gesundheitskarte von der bisherigen Kran-
kenkasse einzuziehen oder zu sperren, sobald die Dienste nach Absatz 2b zur
Verfügung stehen. 2Abweichend von Satz 1 kann der Spitzenverband Bund der
Krankenkassen zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und der Optimierung
der Verfahrensabläufe für die Versicherten die Weiternutzung der elektronischen
Gesundheitskarte bei Kassenwechsel beschließen; dabei ist sicherzustellen,
dass die Daten nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 6, 7, 9 und 10 fristgerecht
aktualisiert werden. 3Der Beschluss bedarf der Genehmigung des Bundesmi-
nisteriums für Gesundheit. 4Vor Erteilung der Genehmigung ist der oder dem
Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben. 5Wird die elektronische Gesundheitskarte
nach Satz 1 eingezogen, hat die einziehende Krankenkasse sicherzustellen,
dass eine Weiternutzung der Daten nach § 291a Abs. 3 Satz 1 durch die Versi-
cherten möglich ist. 6Vor Einzug der elektronischen Gesundheitskarte hat die
einziehende Krankenkasse über Möglichkeiten zur Löschung der Daten nach
§ 291a Abs. 3 Satz 1 zu informieren. 7Die Sätze 5 und 6 gelten auch bei Aus-
tausch der elektronischen Gesundheitskarte im Rahmen eines bestehenden
Versicherungsverhältnisses.

§ 291a Elektronische Gesundheitskarte und Telematikin-
frastruktur

(1) 1Die elektronische Gesundheitskarte dient mit den in den Absätzen 2 und 3
genannten Anwendungen der Verbesserung von Wirtschaftlichkeit, Qualität und
Transparenz der Behandlung.

(1a) 1 Werden von Unternehmen der privaten Krankenversicherung elektroni-
sche Gesundheitskarten für die Verarbeitung und Nutzung von Daten nach Ab-
satz 2 Satz 1 Nr. 1 und Absatz 3 Satz 1 an ihre Versicherten ausgegeben, gelten
Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 sowie die Absätze 3 bis 5a, 6 und 8 entspre-
chend. 2Für den Einsatz elektronischer Gesundheitskarten nach Satz 1 können
Unternehmen der privaten Krankenversicherung als Versichertennummer den
unveränderbaren Teil der Krankenversichertennummer nach § 290 Abs. 1 Satz 2
nutzen. 3§ 290 Abs. 1 Satz 4 bis 7 gilt entsprechend. 4Die Vergabe der Versicher-
tennummer erfolgt durch die Vertrauensstelle nach § 290 Abs. 2 Satz 2 und hat
den Vorgaben der Richtlinien nach § 290 Abs. 2 Satz 1 für den unveränderbaren
Teil der Krankenversichertennummer zu entsprechen. 5Die Kosten zur Bildung
der Versichertennummer und, sofern die Vergabe einer Rentenversicherungs-
nummer erforderlich ist, zur Vergabe der Rentenversicherungsnummer tragen die
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Unternehmen der privaten Krankenversicherung. 6Die Regelungen dieses Absat-
zes gelten auch für die Postbeamtenkrankenkasse und die Krankenversorgung
der Bundesbahnbeamten.

(2) 1Die elektronische Gesundheitskarte muss geeignet sein, Angaben aufzu-
nehmen für

1. die Übermittlung ärztlicher Verordnungen in elektronischer und maschinell
verwertbarer Form sowie

2. den Berechtigungsnachweis zur Inanspruchnahme von Leistungen in ei-
nem Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem Vertragsstaat des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz.

2§ 6c des Bundesdatenschutzgesetzes findet Anwendung.

(3) 1Über Absatz 2 hinaus muss die Gesundheitskarte geeignet sein, folgende
Anwendungen zu unterstützen, insbesondere das Erheben, Verarbeiten und
Nutzen von

1. medizinischen Daten, soweit sie für die Notfallversorgung erforderlich sind,

2. Befunden, Diagnosen, Therapieempfehlungen sowie Behandlungsberich-
ten in elektronischer und maschinell verwertbarer Form für eine einrich-
tungsübergreifende, fallbezogene Kooperation (elektronischer Arztbrief),

3. Daten des Medikationsplans nach § 31a einschließlich Daten zur Prüfung
der Arzneimitteltherapiesicherheit,

4. Daten über Befunde, Diagnosen, Therapiemaßnahmen, Behandlungs-
berichte sowie Impfungen für eine fall- und einrichtungsübergreifende
Dokumentation über den Patienten (elektronische Patientenakte),

5. durch von Versicherten selbst oder für sie zur Verfügung gestellte Daten,

6. Daten über in Anspruch genommene Leistungen und deren vorläufige
Kosten für die Versicherten (§ 305 Abs. 2),

7. Erklärungen der Versicherten zur Organ- und Gewebespende,

8. Hinweisen der Versicherten auf das Vorhandensein und den Aufbewah-
rungsort von Erklärungen zur Organ- und Gewebespende sowie

9. Hinweisen der Versicherten auf das Vorhandensein und den Aufbe-
wahrungsort von Vorsorgevollmachten oder Patientenverfügungen nach
§ 1901a des Bürgerlichen Gesetzbuchs;

die Verarbeitung und Nutzung von Daten nach Nummer 1 muss auch auf der
Karte ohne Netzzugang möglich sein. 2Die Authentizität der Erklärungen nach
Satz 1 Nummer 7 muss sichergestellt sein. 3Spätestens bei der Versendung
der Karte hat die Krankenkasse die Versicherten umfassend und in allgemein
verständlicher Form über deren Funktionsweise, einschließlich der Art der auf
ihr oder durch sie zu erhebenden, zu verarbeitenden oder zu nutzenden perso-
nenbezogenen Daten zu informieren. 4Zugriffsberechtigte nach Absatz 4 Satz 1
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und Absatz 5a Satz 1 dürfen mit dem Erheben, Verarbeiten und Nutzen von
Daten der Versicherten nach Satz 1 erst beginnen, wenn die Versicherten ge-
genüber einem zugriffsberechtigten Arzt, Zahnarzt, Psychotherapeuten oder
Apotheker dazu ihre Einwilligung erklärt haben. 5Die Einwilligung ist bei erster
Verwendung der Karte vom Leistungserbringer oder unter dessen Aufsicht von
einer Person, die bei dem Leistungserbringer oder in einem Krankenhaus als
berufsmäßiger Gehilfe oder zur Vorbereitung auf den Beruf tätig ist auf der Karte
zu dokumentieren; die Einwilligung ist jederzeit widerruflich und kann auf ein-
zelne Anwendungen nach diesem Absatz beschränkt werden. 6Satz 4 gilt nicht,
wenn Versicherte mit dem Erheben, Verarbeiten und Nutzen von Daten nach
Satz 1 ohne die Unterstützung von Zugriffsberechtigten nach Absatz 4 Satz 1
und Absatz 5a Satz 1 begonnen haben. 7§ 6c des Bundesdatenschutzgesetzes
findet Anwendung.

(4) 1Zum Zwecke des Erhebens, Verarbeitens oder Nutzens mittels der elektro-
nischen Gesundheitskarte dürfen, soweit es zur Versorgung der Versicherten
erforderlich ist, auf Daten

1. nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 ausschließlich

(a) Ärzte,

(b) Zahnärzte,

(c) Apotheker, Apothekerassistenten, Pharmazieingenieure, Apotheken-
assistenten,

(d) Personen, die

aa) bei den unter Buchstabe a bis c Genannten oder
bb) in einem Krankenhaus

als berufsmäßige Gehilfen oder zur Vorbereitung auf den Beruf tätig
sind, soweit dies im Rahmen der von ihnen zulässigerweise zu erledi-
genden Tätigkeiten erforderlich ist und der Zugriff unter Aufsicht der
in Buchstabe a bis c Genannten erfolgt,

(e) sonstige Erbringer ärztlich verordneter Leistungen,

2. nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 5 ausschließlich

(a) Ärzte,

(b) Zahnärzte,

(c) Apotheker, Apothekerassistenten, Pharmazieingenieure, Apotheken-
assistenten,

(d) Personen, die

aa) bei den unter Buchstabe a bis c Genannten oder
bb) in einem Krankenhaus 2als berufsmäßige Gehilfen oder zur Vor-

bereitung auf den Beruf tätig sind, soweit dies im Rahmen der
von ihnen zulässigerweise zu erledigenden Tätigkeiten erforder-
lich ist und der Zugriff unter Aufsicht der in Buchstabe a bis c
Genannten erfolgt,
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(e) nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1, beschränkt auf den lesenden Zugriff, auch
Angehörige eines anderen Heilberufs, der für die Berufsausübung
oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte
Ausbildung erfordert,

(f) Psychotherapeuten

zugreifen. 3Die Versicherten haben das Recht, auf die Daten nach Ab-
satz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 zuzugreifen.

(5) 1Das Erheben, Verarbeiten und Nutzen von Daten mittels der elektronischen
Gesundheitskarte in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 ist nur mit dem Ein-
verständnis der Versicherten zulässig. 2Durch technische Vorkehrungen ist zu
gewährleisten, dass in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 Nr. 2 bis 6 der Zugriff
vorbehaltlich Satz 4 nur durch Autorisierung der Versicherten möglich ist. 3Soweit
es zur Notfallversorgung erforderlich ist, ist der Zugriff auf Daten nach Absatz 3
Satz 1 Nummer 1 ohne eine Autorisierung der Versicherten zulässig; ansonsten
ist der Zugriff auf Daten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 zulässig, soweit er zur
Versorgung der Versicherten erforderlich ist und wenn nachprüfbar protokolliert
wird, dass der Zugriff mit Einverständnis der Versicherten erfolgt. 4Bei Daten
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 können die Versicherten auf das Erfordernis
der Zugriffsautorisierung nach Satz 2 verzichten. 5Der Zugriff auf Daten sowohl
nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 als auch nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 6
mittels der elektronischen Gesundheitskarte darf nur in Verbindung mit einem
elektronischen Heilberufsausweis, im Falle des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 auch
in Verbindung mit einem entsprechenden Berufsausweis, erfolgen, die jeweils
über eine Möglichkeit zur sicheren Authentifizierung und über eine qualifizierte
elektronische Signatur verfügen. 6Zugriffsberechtigte Personen nach Absatz
4 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe d und e sowie Nr. 2 Buchstabe d und e, die über
keinen elektronischen Heilberufsausweis oder entsprechenden Berufsausweis
verfügen, können auf die entsprechenden Daten zugreifen, wenn sie hierfür von
Personen autorisiert sind, die über einen elektronischen Heilberufsausweis oder
entsprechenden Berufsausweis verfügen, und wenn nachprüfbar elektronisch
protokolliert wird, wer auf die Daten zugegriffen hat und von welcher Person
die zugreifende Person autorisiert wurde. 7Der Zugriff auf Daten nach Absatz
2 Satz 1 Nr. 1 mittels der elektronischen Gesundheitskarte kann abweichend
von den Sätzen 5 und 6 auch erfolgen, wenn die Versicherten den jeweiligen
Zugriff durch ein geeignetes technisches Verfahren autorisieren. 8Abweichend
von Satz 5 können die Versicherten auf Daten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 5
auch zugreifen, wenn sie sich für den Zugriff durch ein geeignetes technisches
Verfahren authentifizieren. 9Auf Wunsch des Versicherten haben Zugriffsberech-
tigte nach Absatz 4 bei Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung der mittels der
elektronischen Gesundheitskarte gespeicherten Daten nach Absatz 3 Satz 1
sowie der Daten nach § 291f diese dem Versicherten als Daten nach Absatz 3
Satz 1 Nummer 5 zur Verfügung zu stellen; die Zugriffsberechtigten haben die
Versicherten über diese Möglichkeit zu informieren.

(5a) 1 Zum Zwecke des Erhebens, Verarbeitens oder Nutzens mittels der
elektronischen Gesundheitskarte dürfen, soweit es zur Versorgung erforderlich
ist, auf Daten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 7 bis 9 ausschließlich

1. Ärzte,
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2. Personen, die

(a) bei Ärzten oder

(b) in einem Krankenhaus als berufsmäßige Gehilfen oder zur Vorberei-
tung auf den Beruf tätig sind, soweit dies im Rahmen der von ihnen
zulässigerweise zu erledigenden Tätigkeiten erforderlich ist und der
Zugriff unter Aufsicht eines Arztes erfolgt,

in Verbindung mit einem elektronischen Heilberufsausweis, der über eine Mög-
lichkeit zur sicheren Authentifizierung und über eine qualifizierte elektronische
Signatur verfügt, zugreifen; Absatz 5 Satz 1 und 6 gilt entsprechend. 2Ohne
Einverständnis der betroffenen Person dürfen Zugriffsberechtigte nach Satz 1
auf Daten

1. nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 7 und 8 nur zugreifen, nachdem der Tod
nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Transplantationsgesetzes festge-
stellt wurde und der Zugriff zur Klärung erforderlich ist, ob die verstorbene
Person in die Entnahme von Organen oder Gewebe eingewilligt hat,

2. nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 9 nur zugreifen, wenn eine ärztlich indizierte
Maßnahme unmittelbar bevorsteht und die betroffene Person nicht fähig
ist, in die Maßnahme einzuwilligen.

3Zum Speichern, Verändern, Sperren oder Löschen von Daten nach Ab-
satz 3 Satz 1 Nummer 7 durch Zugriffsberechtigte nach Satz 1 ist eine
technische Autorisierung durch die Versicherten für den Zugriff erforderlich.
4Versicherte können auf Daten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 7 bis 9 zugreifen,
wenn sie sich für den Zugriff durch ein geeignetes technisches Verfahren au-
thentifizieren. 5Sobald die technische Infrastruktur für das Erheben, Verarbeiten
und Nutzen von Daten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 7 bis 9 flächendeckend
zur Verfügung steht, haben die Krankenkassen die Versicherten umfassend über
die Möglichkeiten der Wahrnehmung ihrer Zugriffsrechte zu informieren sowie
allein oder in Kooperation mit anderen Krankenkassen für ihre Versicherten
technische Einrichtungen zur Wahrnehmung ihrer Zugriffsrechte nach Satz
4 flächendeckend zur Verfügung zu stellen. 6Der Spitzenverband Bund der
Krankenkassen hat über die Ausstattung jährlich einen Bericht nach den
Vorgaben des Bundesministeriums für Gesundheit zu erstellen und ihm diesen
erstmals zum 31. Januar 2016 vorzulegen.

(5b) 1 Die Gesellschaft für Telematik hat Verfahren zur Unterstützung der Ver-
sicherten bei der Verwaltung von Daten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 7 bis 9
zu entwickeln und hierbei auch die Möglichkeit zu schaffen, dass Versicherte für
die Dokumentation der Erklärung auf der elektronischen Gesundheitskarte die
Unterstützung der Krankenkasse in Anspruch nehmen können. 2Bei diesen für
die Versicherten freiwilligen Verfahren sind Rückmeldeverfahren der Versicherten
über die Krankenkassen mit einzubeziehen, bei denen die Krankenkassen mit
Zustimmung der Versicherten Daten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 7 und 8
speichern und löschen können. 3Über das Ergebnis der Entwicklung legt die
Gesellschaft für Telematik dem Deutschen Bundestag über das Bundesmini-
sterium für Gesundheit spätestens bis zum 30. Juni 2013 einen Bericht vor.
4Anderenfalls kann das Bundesministerium für Gesundheit Verfahren nach den
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Sätzen 1 und 2 im Rahmen eines Forschungs- und Entwicklungsvorhabens
entwickeln lassen, dessen Kosten von der Gesellschaft für Telematik zu erstatten
sind. 5In diesem Fall unterrichtet das Bundesministerium für Gesundheit den
Deutschen Bundestag über das Ergebnis der Entwicklung.

(5c) 1 Die Gesellschaft für Telematik hat bis zum 31. Dezember 2018 die
erforderlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass Daten über den Pati-
enten in einer elektronischen Patientenakte nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 4
bereitgestellt werden können. 2Die technischen und organisatorischen Verfahren
hierfür müssen geeignet sein, Daten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 bis 3 sowie
Daten nach § 291f für eine fall- und einrichtungsübergreifende Dokumentation
verfügbar zu machen. 3Sie sollen geeignet sein, weitere medizinische Daten des
Versicherten verfügbar zu machen.

(5d) 1 Die Länder bestimmen entsprechend dem Stand des Aufbaus der
Telematikinfrastruktur

1. die Stellen, die für die Ausgabe elektronischer Heilberufs- und Berufsaus-
weise zuständig sind, und

2. die Stellen, die bestätigen, dass eine Person

(a) befugt ist, einen der von Absatz 4 Satz 1 erfassten Berufe im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes auszuüben oder, sofern für einen
der in Absatz 4 Satz 1 erfassten Berufe lediglich die Führung der
Berufsbezeichnung geschützt ist, die Berufsbezeichnung zu führen
oder

(b) zu den sonstigen Zugriffsberechtigten nach Absatz 4 gehört.

2 Die Länder können zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Satz 1 gemeinsa-
me Stellen bestimmen. 2Die nach Satz 1 Nummer 2 oder nach Satz 2 jeweils
zuständige Stelle hat der nach Satz 1 Nummer 1 zuständigen Stelle die für die
Ausgabe elektronischer Heilberufs- und Berufsausweise erforderlichen Daten
auf Anforderung zu übermitteln. 3Entfällt die Befugnis zur Ausübung des Berufs,
zur Führung der Berufsbezeichnung oder sonst das Zugriffsrecht nach Absatz
4, hat die jeweilige Stelle nach Satz 1 Nr. 2 oder Satz 2 die herausgebende
Stelle in Kenntnis zu setzen; diese hat unverzüglich die Sperrung der Authen-
tifizierungsfunktion des elektronischen Heilberufs- oder Berufsausweises zu
veranlassen.

(6) 1Daten nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 und Absatz 3 Satz 1 müssen auf Verlangen
der Versicherten gelöscht werden; die Verarbeitung und Nutzung von Daten
nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 für Zwecke der Abrechnung bleiben davon unberührt.
2Daten nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Absatz 3 Satz 1 Nummer 5
und 7 bis 9 können Versicherte auch eigenständig löschen. 3Durch technische
Vorkehrungen ist zu gewährleisten, dass mindestens die letzten 50 Zugriffe auf
die Daten nach Absatz 2 oder Absatz 3 für Zwecke der Datenschutzkontrolle
protokolliert werden. 4Eine Verwendung der Protokolldaten für andere Zwecke
ist unzulässig. 5Die Protokolldaten sind durch geeignete Vorkehrungen gegen
zweckfremde Verwendung und sonstigen Missbrauch zu schützen.

(7) 1Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen, die Kassenärztliche Bundes-
vereinigung, die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung, die Bundesärztekam-
mer, die Bundeszahnärztekammer, die Deutsche Krankenhausgesellschaft sowie
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die für die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen gebildete maßgebliche
Spitzenorganisation der Apotheker auf Bundesebene schaffen die insbesondere
für die Nutzung der elektronischen Gesundheitskarte und ihrer Anwendungen
erforderliche interoperable und kompatible Informations-, Kommunikations- und
Sicherheitsinfrastruktur (Telematikinfrastruktur). 2Sie nehmen diese Aufgabe
durch eine Gesellschaft für Telematik nach Maßgabe des § 291b wahr, die die
Regelungen zur Telematikinfrastruktur trifft sowie deren Aufbau und Betrieb
übernimmt. 3Über Anwendungen der elektronischen Gesundheitskarte hinaus
kann die Telematikinfrastruktur für weitere elektronische Anwendungen des
Gesundheitswesens sowie für die Gesundheitsforschung verwendet werden,
wenn

1. die Wirksamkeit der Maßnahmen zur Gewährleistung von Datenschutz
und Datensicherheit sowie die Verfügbarkeit und Nutzbarkeit der Telema-
tikinfrastruktur nicht beeinträchtigt werden,

2. im Falle des Erhebens, Verarbeitens und Nutzens personenbezogener
Daten die dafür geltenden Vorschriften zum Datenschutz eingehalten
und die erforderlichen technischen Maßnahmen getroffen werden, um
die Anforderungen an die Sicherheit der Anwendung im Hinblick auf die
Schutzbedürftigkeit der Daten zu gewährleisten, und

3. bei den dafür erforderlichen technischen Systemen und Verfahren Barrie-
refreiheit für den Versicherten gewährleistet ist.

4Vereinbarungen und Richtlinien zur elektronischen Datenübermittlung nach
diesem Buch müssen, soweit sie die Telematikinfrastruktur berühren, mit deren
Regelungen vereinbar sein. 5Die in Satz 1 genannten Spitzenorganisationen
treffen eine Vereinbarung zur Finanzierung

1. der erforderlichen erstmaligen Ausstattungskosten, die den Leistungs-
erbringern in der Festlegungs-, Erprobungs- und Einführungsphase der
Telematikinfrastruktur sowie

2. der Kosten, die den Leistungserbringern im laufenden Betrieb der Telema-
tikinfrastruktur, einschließlich der Aufteilung dieser Kosten auf die in den
Absätzen 7a und 7b genannten Leistungssektoren, entstehen.

6Zur Finanzierung der Gesellschaft für Telematik zahlt der Spitzenverband Bund
der Krankenkassen an die Gesellschaft für Telematik jährlich einen Betrag in
Höhe von 1,00 Euro je Mitglied der gesetzlichen Krankenversicherung; die
Zahlungen sind quartalsweise, spätestens drei Wochen vor Beginn des jeweiligen
Quartals, zu leisten. 7Die Höhe des Betrages kann das Bundesministerium für
Gesundheit entsprechend dem Mittelbedarf der Gesellschaft für Telematik und
unter Beachtung des Gebotes der Wirtschaftlichkeit durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates anpassen. 8Die Kosten der Sätze 5 und 6
zählen nicht zu den Ausgaben nach § 4 Abs. 4 Satz 2 und 6.

(7a) 1 Die bei den Krankenhäusern entstehenden Investitions- und Betriebs-
kosten nach Absatz 7 Satz 5 Nummer 1 und 2 werden durch einen Zuschlag
finanziert (Telematikzuschlag). 2Der Zuschlag nach Satz 1 wird in der Rechnung
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des Krankenhauses jeweils gesondert ausgewiesen; er geht nicht in den Ge-
samtbetrag oder die Erlösausgleiche nach dem Krankenhausentgeltgesetz oder
der Bundespflegesatzverordnung ein. 3Das Nähere zur Höhe und Erhebung
des Zuschlags nach Satz 1 regelt der Spitzenverband Bund der Krankenkassen
gemeinsam mit der Deutschen Krankenhausgesellschaft in einer gesonderten
Vereinbarung. 4Kommt eine Vereinbarung nicht innerhalb einer vom Bundesmini-
sterium für Gesundheit gesetzten Frist oder, in den folgenden Jahren, jeweils bis
zum 30. Juni zu Stande, legt die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6 des Kranken-
hausfinanzierungsgesetzes auf Antrag einer Vertragspartei oder des Bundesmini-
steriums für Gesundheit mit Wirkung für die Vertragsparteien innerhalb einer Frist
von zwei Monaten den Vereinbarungsinhalt fest. 5Die Klage gegen die Festset-
zung der Schiedsstelle hat keine aufschiebende Wirkung. 6Für die Finanzierung
der Investitions- und Betriebskosten nach Absatz 7 Satz 5 Nummer 1 und 2, die
bei Leistungserbringern nach § 115b Absatz 2 Satz 1, § 116b Absatz 2 Satz 1
und § 120 Absatz 2 Satz 1 sowie bei Notfallambulanzen in Krankenhäusern, die
Leistungen für die Versorgung im Notfall erbringen, entstehen, finden die Sätze 1
und 2 erster Halbsatz sowie die Sätze 3 und 4 entsprechend Anwendung.

(7b) 1 Zum Ausgleich der Kosten nach Absatz 7 Satz 5 erhalten die in diesem
Absatz genannten Leistungserbringer nutzungsbezogene Zuschläge von den
Krankenkassen. 2Das Nähere zu den Regelungen der Vereinbarung nach Absatz
7 Satz 5 für die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte, Zahn-
ärzte, Psychotherapeuten sowie medizinischen Versorgungszentren vereinbaren
der Spitzenverband Bund der Krankenkassen und die Kassenärztlichen Bundes-
vereinigungen in den Bundesmantelverträgen. 3Bis zum 30. September 2017
vereinbaren die Vertragspartner nach Satz 2 mit Wirkung ab dem 1. Januar 2018
nutzungsbezogene Zuschläge für die Nutzung von Daten nach Absatz 3 Satz 1
Nummer 1 und für die Nutzung von Daten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 3. 4Das
Nähere zu den Regelungen der Vereinbarung nach Absatz 7 Satz 5 für die Arz-
neimittelversorgung vereinbaren der Spitzenverband Bund der Krankenkassen
und die für die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen gebildete maßgeb-
liche Spitzenorganisation der Apotheker auf Bundesebene im Rahmenvertrag
nach § 129 Abs. 2; die nutzungsbezogenen Zuschläge für die Nutzung von Daten
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 sind bis zum 30. September 2017 mit Wirkung
ab dem 1. Januar 2018 zu vereinbaren. 5Kommt eine Vereinbarung nach Satz
2 nicht innerhalb einer vom Bundesministerium für Gesundheit gesetzten Frist
zustande oder kommt eine Vereinbarung nach Satz 3 nicht bis zum 30. Septem-
ber 2017 zustande, legt das jeweils zuständige Schiedsamt nach § 89 Absatz
4 auf Antrag einer Vertragspartei oder des Bundesministeriums für Gesundheit
mit Wirkung für die Vertragsparteien innerhalb einer Frist von zwei Monaten den
Vereinbarungsinhalt fest. 6Kommt eine Vereinbarung nach Satz 4 erster Halbsatz
nicht innerhalb einer vom Bundesministerium für Gesundheit gesetzten Frist
zustande oder kommt eine Vereinbarung nach Satz 4 zweiter Halbsatz nicht bis
zum 30. September 2017 zustande, legt die Schiedsstelle nach § 129 Absatz
8 auf Antrag einer Vertragspartei oder des Bundesministeriums für Gesundheit
innerhalb einer Frist von zwei Monaten den Vereinbarungsinhalt fest. 7In den
Fällen der Sätze 5 und 6 ist Absatz 7a Satz 5 entsprechend anzuwenden.

(7c) 1 Kommt eine Vereinbarung zu den Kosten nach Absatz 7 Satz 4 Nr. 1 nicht
innerhalb einer vom Bundesministerium für Gesundheit gesetzten Frist zu Stande
oder wird sie gekündigt, entrichten die Gesellschafter der Gesellschaft für Tele-
matik den Finanzierungsbeitrag für die Kosten nach Absatz 7 Satz 4 Nr. 1 gemäß
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ihrem jeweiligen Geschäftsanteil und nach Aufforderung durch die Geschäfts-
führung der Gesellschaft; die Spitzenverbände der Krankenkassen erstatten
den Finanzierungsbeitrag unmittelbar den Spitzenorganisationen, soweit die
nachfolgenden Vorschriften keine andere Regelung enthalten. 2Im Krankenhaus-
bereich erfolgt die Erstattung des Finanzierungsbeitrages über einen Zuschlag
entsprechend Absatz 7a Satz 1 durch vertragliche Vereinbarung der Spitzenver-
bände der Krankenkassen mit der Deutschen Krankenhausgesellschaft. 3Kommt
eine Vereinbarung nicht innerhalb einer vom Bundesministerium für Gesund-
heit gesetzten Frist oder, in den folgenden Jahren, jeweils bis zum 30. Juni zu
Stande, entscheidet die Schiedsstelle nach § 18a Abs. 6 des Krankenhausfinan-
zierungsgesetzes auf Antrag einer Vertragspartei innerhalb einer Frist von zwei
Monaten. 4Im Bereich der vertragsärztlichen Versorgung gilt für die Erstattung
des Finanzierungsbeitrages Absatz 7b Satz 1, 2 und 4 entsprechend, im Bereich
der Arzneimittelversorgung gilt Absatz 7b Satz 1, 3 und 5 entsprechend.

(7d) 1 Kommt eine Vereinbarung zu den Kosten nach Absatz 7 Satz 5 Num-
mer 1 nicht innerhalb einer vom Bundesministerium für Gesundheit gesetzten
Frist als Grundlage der Vereinbarungen nach Absatz 7a Satz 3 und 5 sowie
Absatz 7b Satz 2 bis 4 zu Stande, trifft der Spitzenverband Bund der Kranken-
kassen Vereinbarungen zur Finanzierung der den jeweiligen Leistungserbringern
entstehenden Kosten nach Absatz 7 Satz 5 Nummer 1 jeweils mit der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft, den Kassenärztlichen Bundesvereinigungen
und der für die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen gebildeten maß-
geblichen Spitzenorganisation der Apotheker auf Bundesebene. 2Soweit diese
Vereinbarungen nicht zu Stande kommen, entscheidet bei Nichteinigung mit der
Deutschen Krankenhausgesellschaft die Schiedsstelle nach § 18a Abs. 6 des
Krankenhausfinanzierungsgesetzes, bei Nichteinigung mit den Kassenärztlichen
Bundesvereinigungen das jeweils zuständige Schiedsamt nach § 89 Abs. 4 und
bei Nichteinigung mit der für die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen
gebildeten maßgeblichen Spitzenorganisation der Apotheker auf Bundesebene
die Schiedsstelle nach § 129 Abs. 8 jeweils auf Antrag einer Vertragspartei
innerhalb einer Frist von zwei Monaten.

(7e) 1 Kommt eine Vereinbarung zu den Kosten nach Absatz 7 Satz 5 Nummer 2
nicht innerhalb einer vom Bundesministerium für Gesundheit gesetzten Frist als
Grundlage der Vereinbarungen nach Absatz 7a Satz 3 und 5, Absatz 7b Satz 2
bis 4 zu Stande, bilden die Spitzenorganisationen nach Absatz 7 Satz 1 eine
gemeinsame Kommission aus Sachverständigen. 2Die Kommission ist innerhalb
einer Woche nach Ablauf der Frist nach Satz 1 zu bilden. 3Sie besteht aus jeweils
zwei Mitgliedern, die von den Spitzenorganisationen der Leistungserbringer und
von dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen berufen werden sowie einer
oder einem unparteiischen Vorsitzenden, über die oder den sich die Spitzenorga-
nisationen nach Absatz 7 Satz 1 gemeinsam verständigen. 4Kommt es innerhalb
der Frist nach Satz 2 nicht zu einer Einigung über den Vorsitz oder die Berufung
der weiteren Mitglieder, beruft das Bundesministerium für Gesundheit die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden und die weiteren Sachverständigen. 5Die Kosten
der Kommission sind aus den Finanzmitteln der Gesellschaft für Telematik zu
begleichen. 6Die Kommission gibt innerhalb von drei Monaten eine Empfehlung
zur Aufteilung der Kosten, die den einzelnen Leistungssektoren nach den Absät-
zen 7a und 7b im laufenden Betrieb der Telematikinfrastruktur entstehen. 7Die
Empfehlung der Kommission ist innerhalb eines Monats in der Vereinbarung
nach Absatz 7 Satz 5 Nummer 2 zu berücksichtigen. 8Das Bundesministerium
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für Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates die Aufteilung der Kosten, die den einzelnen Leistungssektoren
nach den Absätzen 7a und 7b im laufenden Betrieb der Telematikinfrastruktur
entstehen, als Grundlage der Vereinbarungen nach den Absätzen 7a und 7b
festzulegen, sofern die Empfehlung der Kommission nicht berücksichtigt wird.

(8) 1Vom Inhaber der Karte darf nicht verlangt werden, den Zugriff auf Da-
ten nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 oder Absatz 3 Satz 1 anderen als den in Ab-
satz 4 Satz 1 und Absatz 5a Satz 1 genannten Personen oder zu anderen
Zwecken als denen der Versorgung der Versicherten, einschließlich der Abrech-
nung der zum Zwecke der Versorgung erbrachten Leistungen, zu gestatten;
mit ihnen darf nicht vereinbart werden, Derartiges zu gestatten. 2Sie dürfen
nicht bevorzugt oder benachteiligt werden, weil sie einen Zugriff bewirkt oder
verweigert haben.

(9) (weggefallen)

§ 305 Auskünfte an Versicherte

(1) 1Die Krankenkassen unterrichten die Versicherten auf deren Antrag über
die in einem Zeitraum von mindestens 18 Monaten vor Antragstellung in An-
spruch genommenen Leistungen und deren Kosten. 2Die Unterrichtung über
die in Anspruch genommenen ärztlichen Leistungen erfolgt getrennt von der
Unterrichtung über die ärztlich verordneten und veranlassten Leistungen. 3Die
für die Unterrichtung nach Satz 1 erforderlichen Daten dürfen ausschließlich für
diesen Zweck verarbeitet und genutzt werden; eine Gesamtaufstellung der von
den Versicherten in Anspruch genommenen Leistungen darf von den Kranken-
kassen nicht erstellt werden. 4Eine Mitteilung an die Leistungserbringer über die
Unterrichtung des Versicherten ist nicht zulässig. 5Die Krankenkassen können in
ihrer Satzung das Nähere über das Verfahren der Unterrichtung regeln.

(2) 1Die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte, Einrichtun-
gen und medizinischen Versorgungszentren haben die Versicherten auf Verlan-
gen schriftlich in verständlicher Form, direkt im Anschluss an die Behandlung
oder mindestens quartalsweise spätestens vier Wochen nach Ablauf des Quar-
tals, in dem die Leistungen in Anspruch genommen worden sind, über die zu
Lasten der Krankenkassen erbrachten Leistungen und deren vorläufige Kosten
(Patientenquittung) zu unterrichten. 2Satz 1 gilt auch für die vertragszahnärzt-
liche Versorgung. 3Der Versicherte erstattet für eine quartalsweise schriftliche
Unterrichtung nach Satz 1 eine Aufwandspauschale in Höhe von 1 Euro zuzüg-
lich Versandkosten. 4Das Nähere regelt die Kassenärztliche Bundesvereinigung.
5Die Krankenhäuser unterrichten die Versicherten auf Verlangen schriftlich in
verständlicher Form innerhalb von vier Wochen nach Abschluss der Kranken-
hausbehandlung über die erbrachten Leistungen und die dafür von den Kran-
kenkassen zu zahlenden Entgelte. 6Das Nähere regelt der Spitzenverband Bund
der Krankenkassen und die Deutsche Krankenhausgesellschaft durch Vertrag.

(3) 1Die Krankenkassen informieren ihre Versicherten auf Verlangen umfassend
über in der gesetzlichen Krankenversicherung zugelassene Leistungserbringer
einschließlich medizinische Versorgungszentren und Leistungserbringer in der
besonderen Versorgung sowie über die verordnungsfähigen Leistungen und
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Bezugsquellen, einschließlich der Informationen nach § 73 Abs. 8, § 127 Abs. 3.
2Die Krankenkasse hat Versicherte vor deren Entscheidung über die Teilnahme
an besonderen Versorgungsformen in Wahltarifen nach § 53 Abs. 3 umfas-
send über darin erbrachte Leistungen und die beteiligten Leistungserbringer zu
informieren. 3§ 69 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
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§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung

(1) 1Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des
Wohls eines Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungs-
risiko im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. 2Soweit der
wirksame Schutz dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage gestellt
wird, hat das Jugendamt die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den
Jugendlichen in die Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, sofern dies
nach fachlicher Einschätzung erforderlich ist, sich dabei einen unmittelbaren
Eindruck von dem Kind und von seiner persönlichen Umgebung zu verschaffen.
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3Hält das Jugendamt zur Abwendung der Gefährdung die Gewährung von Hil-
fen für geeignet und notwendig, so hat es diese den Erziehungsberechtigten
anzubieten.

(2) 1Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich,
so hat es das Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten
nicht bereit oder in der Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos
mitzuwirken. 2Besteht eine dringende Gefahr und kann die Entscheidung des
Gerichts nicht abgewartet werden, so ist das Jugendamt verpflichtet, das Kind
oder den Jugendlichen in Obhut zu nehmen.

(3) 1Soweit zur Abwendung der Gefährdung das Tätigwerden anderer Leistungs-
träger, der Einrichtungen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig ist,
hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch die Erziehungsberechtigten
hinzuwirken. 2Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich und wirken die Perso-
nensorgeberechtigten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so schaltet das
Jugendamt die anderen zur Abwendung der Gefährdung zuständigen Stellen
selbst ein.

(4) 1In Vereinbarungen mit den Trägern von Einrichtungen und Diensten, die
Leistungen nach diesem Buch erbringen, ist sicherzustellen, dass

1. deren Fachkräfte bei Bekanntwerden gewichtiger Anhaltspunkte für die
Gefährdung eines von ihnen betreuten Kindes oder Jugendlichen eine
Gefährdungseinschätzung vornehmen,

2. bei der Gefährdungseinschätzung eine insoweit erfahrene Fachkraft bera-
tend hinzugezogen wird sowie

3. die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche in die
Gefährdungseinschätzung einbezogen werden, soweit hierdurch der wirk-
same Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

2In die Vereinbarung ist neben den Kriterien für die Qualifikation der beratend
hinzuzuziehenden insoweit erfahrenen Fachkraft insbesondere die Verpflichtung
aufzunehmen, dass die Fachkräfte der Träger bei den Erziehungsberechtigten
auf die Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, wenn sie diese für erforder-
lich halten, und das Jugendamt informieren, falls die Gefährdung nicht anders
abgewendet werden kann.

(5) 1Werden einem örtlichen Träger gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung
des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für die
Gewährung von Leistungen zuständigen örtlichen Träger die Daten mitzuteilen,
deren Kenntnis zur Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefähr-
dung nach § 8a erforderlich ist. 2Die Mitteilung soll im Rahmen eines Gespräches
zwischen den Fachkräften der beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem die Per-
sonensorgeberechtigten sowie das Kind oder der Jugendliche beteiligt werden
sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen
nicht in Frage gestellt wird.
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Viertes Kapitel:
Schutz von Sozialdaten

§ 61 Anwendungsbereich

(1) 1Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung und Verwendung in der
Jugendhilfe gelten § 35 des Ersten Buches, §§ 67 bis 85a des Zehnten Buches
sowie die nachfolgenden Vorschriften. 2Sie gelten für alle Stellen des Trägers der
öffentlichen Jugendhilfe, soweit sie Aufgaben nach diesem Buch wahrnehmen.
3Für die Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Buch durch kreisangehörige
Gemeinden und Gemeindeverbände, die nicht örtliche Träger sind, gelten die
Sätze 1 und 2 entsprechend.

(2) 1Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung und Verwendung im
Rahmen der Tätigkeit des Jugendamts als Amtspfleger, Amtsvormund, Beistand
und Gegenvormund gilt nur § 68.

(3) 1Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der freien Jugendhilfe in
Anspruch genommen, so ist sicherzustellen, dass der Schutz der personenbe-
zogenen Daten bei der Erhebung und Verwendung in entsprechender Weise
gewährleistet ist.

§ 62 Datenerhebung

(1) 1Sozialdaten dürfen nur erhoben werden, soweit ihre Kenntnis zur Erfüllung
der jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.

(2) 1Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. 2Er ist über die Rechts-
grundlage der Erhebung sowie die Zweckbestimmungen der Erhebung und
Verwendung aufzuklären, soweit diese nicht offenkundig sind.

(3) 1Ohne Mitwirkung des Betroffenen dürfen Sozialdaten nur erhoben werden,
wenn

1. eine gesetzliche Bestimmung dies vorschreibt oder erlaubt oder

2. ihre Erhebung beim Betroffenen nicht möglich ist oder die jeweilige Aufgabe
ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen erfordert, die Kenntnis der Daten
aber erforderlich ist für

(a) die Feststellung der Voraussetzungen oder für die Erfüllung einer
Leistung nach diesem Buch oder

(b) die Feststellung der Voraussetzungen für die Erstattung einer Lei-
stung nach § 50 des Zehnten Buches oder

29



SGB VIII

(c) die Wahrnehmung einer Aufgabe nach den §§ 42 bis 48a und nach §
52 oder

(d) die Erfüllung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung nach §
8a oder

3. die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand erfor-
dern würde und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige
Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden oder

4. die Erhebung bei dem Betroffenen den Zugang zur Hilfe ernsthaft gefähr-
den würde.

(4) 1Ist der Betroffene nicht zugleich Leistungsberechtigter oder sonst an der
Leistung beteiligt, so dürfen die Daten auch beim Leistungsberechtigten oder
einer anderen Person, die sonst an der Leistung beteiligt ist, erhoben werden,
wenn die Kenntnis der Daten für die Gewährung einer Leistung nach diesem
Buch notwendig ist. 2Satz 1 gilt bei der Erfüllung anderer Aufgaben im Sinne des
§ 2 Absatz 3 entsprechend.

§ 63 Datenspeicherung

(1) 1Sozialdaten dürfen gespeichert werden, soweit dies für die Erfüllung der
jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.

(2) 1Daten, die zur Erfüllung unterschiedlicher Aufgaben der öffentlichen Ju-
gendhilfe erhoben worden sind, dürfen nur zusammengeführt werden, wenn und
solange dies wegen eines unmittelbaren Sachzusammenhangs erforderlich ist.
2Daten, die zu Leistungszwecken im Sinne des § 2 Absatz 2 und Daten, die
für andere Aufgaben im Sinne des § 2 Absatz 3 erhoben worden sind, dürfen
nur zusammengeführt werden, soweit dies zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe
erforderlich ist.

§ 64 Datenübermittlung und -nutzung

(1) 1Sozialdaten dürfen zu dem Zweck übermittelt oder genutzt werden, zu dem
sie erhoben worden sind.

(2) 1Eine Übermittlung für die Erfüllung von Aufgaben nach § 69 des Zehnten
Buches ist abweichend von Absatz 1 nur zulässig, soweit dadurch der Erfolg
einer zu gewährenden Leistung nicht in Frage gestellt wird.

(2a) 1Vor einer Übermittlung an eine Fachkraft, die der verantwortlichen Stelle
nicht angehört, sind die Sozialdaten zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren,
soweit die Aufgabenerfüllung dies zulässt.

(3) 1Sozialdaten dürfen beim Träger der öffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke
der Planung im Sinne des § 80 gespeichert oder genutzt werden; sie sind
unverzüglich zu anonymisieren.
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§ 65 Besonderer Vertrauensschutz in der persönlichen
und erzieherischen Hilfe

(1) 1Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trägers der öffentlichen Jugendhilfe
zum Zwecke persönlicher und erzieherischer Hilfe anvertraut worden sind, dürfen
von diesem nur weitergegeben werden

1. mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat, oder

2. dem Familiengericht zur Erfüllung der Aufgaben nach § 8a Absatz 2,
wenn angesichts einer Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines
Jugendlichen ohne diese Mitteilung eine für die Gewährung von Leistungen
notwendige gerichtliche Entscheidung nicht ermöglicht werden könnte,
oder

3. dem Mitarbeiter, der auf Grund eines Wechsels der Fallzuständigkeit im
Jugendamt oder eines Wechsels der örtlichen Zuständigkeit für die Gewäh-
rung oder Erbringung der Leistung verantwortlich ist, wenn Anhaltspunkte
für eine Gefährdung des Kindeswohls gegeben sind und die Daten für eine
Abschätzung des Gefährdungsrisikos notwendig sind, oder

4. an die Fachkräfte, die zum Zwecke der Abschätzung des Gefährdungsri-
sikos nach § 8a hinzugezogen werden; § 64 Absatz 2a bleibt unberührt,
oder

5. unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in § 203 Absatz 1 oder
3 des Strafgesetzbuchs genannten Personen dazu befugt wäre.

2Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten weiter, so dürfen sie vom Empfän-
ger nur zu dem Zweck weitergegeben werden, zu dem er diese befugt erhalten
hat.

(2) 1§ 35 Absatz 3 des Ersten Buches gilt auch, soweit ein behördeninternes
Weitergabeverbot nach Absatz 1 besteht.

§ 66 weggefallen

§ 67 weggefallen

§ 68 Sozialdaten im Bereich der Beistandschaft, Amts-
pflegschaft und der Amtsvormundschaft

(1) 1Der Beamte oder Angestellte, dem die Ausübung der Beistandschaft, Amts-
pflegschaft oder Amtsvormundschaft übertragen ist, darf Sozialdaten nur er-
heben und verwenden, soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich
ist. 2Die Nutzung dieser Sozialdaten zum Zwecke der Aufsicht, Kontrolle oder
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Rechnungsprüfung durch die dafür zuständigen Stellen sowie die Übermittlung
an diese ist im Hinblick auf den Einzelfall zulässig.

(2) 1Für die Löschung und Sperrung der Daten gilt § 84 Absatz 2, 3 und 6 des
Zehnten Buches entsprechend.

(3) 1Wer unter Beistandschaft, Amtspflegschaft oder Amtsvormundschaft gestan-
den hat, hat nach Vollendung des 18. Lebensjahres ein Recht auf Kenntnis der zu
seiner Person gespeicherten Informationen, soweit nicht berechtigte Interessen
Dritter entgegenstehen. 2Vor Vollendung des 18. Lebensjahres können ihm die
gespeicherten Informationen bekannt gegeben werden, soweit er die erforder-
liche Einsichts- und Urteilsfähigkeit besitzt und keine berechtigten Interessen
Dritter entgegenstehen. 3Nach Beendigung einer Beistandschaft hat darüber
hinaus der Elternteil, der die Beistandschaft beantragt hat, einen Anspruch auf
Kenntnis der gespeicherten Daten, solange der junge Mensch minderjährig ist
und der Elternteil antragsberechtigt ist.

(4) 1Personen oder Stellen, an die Sozialdaten übermittelt worden sind, dürfen
diese nur zu dem Zweck verwenden, zu dem sie ihnen nach Absatz 1 befugt
weitergegeben worden sind.

(5) 1Für die Tätigkeit des Jugendamts als Gegenvormund gelten die Absätze 1
bis 4 entsprechend.
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§ 4 Beratung und Übermittlung von Informationen durch
Geheimnisträger bei Kindeswohlgefährdung

(1) 1Werden

1. Ärztinnen oder Ärzten, Hebammen oder Entbindungspflegern oder An-
gehörigen eines anderen Heilberufes, der für die Berufsausübung oder
die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung
erfordert,

2. Berufspsychologinnen oder -psychologen mit staatlich anerkannter wis-
senschaftlicher Abschlussprüfung,

3. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberaterinnen oder -beratern
sowie
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4. Beraterinnen oder Beratern für Suchtfragen in einer Beratungsstelle, die
von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen
Rechts anerkannt ist,

5. Mitgliedern oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach
den §§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

6. staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen oder -arbeitern oder staatlich
anerkannten Sozialpädagoginnen oder -pädagogen oder

7. Lehrerinnen oder Lehrern an öffentlichen und an staatlich anerkannten
privaten Schulen

in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit gewichtige Anhaltspunkte für die Gefähr-
dung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so sollen sie mit
dem Kind oder Jugendlichen und den Personensorgeberechtigten die Situation
erörtern und, soweit erforderlich, bei den Personensorgeberechtigten auf die
Inanspruchnahme von Hilfen hinwirken, soweit hierdurch der wirksame Schutz
des Kindes oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

(2) 1Die Personen nach Absatz 1 haben zur Einschätzung der Kindeswohl-
gefährdung gegenüber dem Träger der öffentlichen Jugendhilfe Anspruch auf
Beratung durch eine insoweit erfahrene Fachkraft. 2Sie sind zu diesem Zweck
befugt, dieser Person die dafür erforderlichen Daten zu übermitteln; vor einer
Übermittlung der Daten sind diese zu pseudonymisieren.

(3) 1Scheidet eine Abwendung der Gefährdung nach Absatz 1 aus oder ist ein
Vorgehen nach Absatz 1 erfolglos und halten die in Absatz 1 genannten Personen
ein Tätigwerden des Jugendamtes für erforderlich, um eine Gefährdung des
Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen abzuwenden, so sind sie befugt,
das Jugendamt zu informieren; hierauf sind die Betroffenen vorab hinzuweisen,
es sei denn, dass damit der wirksame Schutz des Kindes oder des Jugendlichen
in Frage gestellt wird. 2Zu diesem Zweck sind die Personen nach Satz 1 befugt,
dem Jugendamt die erforderlichen Daten mitzuteilen.
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§ 25 Akteneinsicht durch Beteiligte

(1) 1Die Behörde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden
Akten zu gestatten, soweit deren Kenntnis zur Geltendmachung oder Verteidi-
gung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist. 2Satz 1 gilt bis zum Abschluss
des Verwaltungsverfahrens nicht für Entwürfe zu Entscheidungen sowie die
Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung.

(2) 1Soweit die Akten Angaben über gesundheitliche Verhältnisse eines Be-
teiligten enthalten, kann die Behörde statt dessen den Inhalt der Akten dem
Beteiligten durch einen Arzt vermitteln lassen. 2Sie soll den Inhalt der Akten
durch einen Arzt vermitteln lassen, soweit zu befürchten ist, dass die Akten-
einsicht dem Beteiligten einen unverhältnismäßigen Nachteil, insbesondere an
der Gesundheit, zufügen würde. 3Soweit die Akten Angaben enthalten, die die
Entwicklung und Entfaltung der Persönlichkeit des Beteiligten beeinträchtigen
können, gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe entsprechend, dass der Inhalt
der Akten auch durch einen Bediensteten der Behörde vermittelt werden kann,
der durch Vorbildung sowie Lebens- und Berufserfahrung dazu geeignet und
befähigt ist. 4Das Recht nach Absatz 1 wird nicht beschränkt.

(3) 1Die Behörde ist zur Gestattung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit
die Vorgänge wegen der berechtigten Interessen der Beteiligten oder dritter
Personen geheim gehalten werden müssen.

(4) 1Die Akteneinsicht erfolgt bei der Behörde, die die Akten führt. 2Im Einzelfall
kann die Einsicht auch bei einer anderen Behörde oder bei einer diplomati-
schen oder berufskonsularischen Vertretung der Bundesrepublik Deutschland
im Ausland erfolgen; weitere Ausnahmen kann die Behörde, die die Akten führt,
gestatten.

(5) 1Soweit die Akteneinsicht zu gestatten ist, können die Beteiligten Auszüge
oder Abschriften selbst fertigen oder sich Ablichtungen durch die Behörde er-
teilen lassen. 2Soweit die Akteneinsicht in eine elektronische Akte zu gestatten
ist, kann die Behörde Akteneinsicht gewähren, indem sie Unterlagen ganz oder
teilweise ausdruckt, elektronische Dokumente auf einem Bildschirm wiedergibt,
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elektronische Dokumente zur Verfügung stellt oder den elektronischen Zugriff
auf den Inhalt der Akte gestattet. 3Die Behörde kann Ersatz ihrer Aufwendungen
in angemessenem Umfang verlangen.

§ 67 Begriffsbestimmungen

(1) 1Sozialdaten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhält-
nisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person (Betroffener),
die von einer in § 35 des Ersten Buches genannten Stelle im Hinblick auf ihre
Aufgaben nach diesem Gesetzbuch erhoben, verarbeitet oder genutzt werden.
2Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind alle betriebs- oder geschäftsbezoge-
nen Daten, auch von juristischen Personen, die Geheimnischarakter haben.

(2) 1Aufgaben nach diesem Gesetzbuch sind, soweit dieses Kapitel angewandt
wird, auch

1. Aufgaben auf Grund von Verordnungen, deren Ermächtigungsgrundlage
sich im Sozialgesetzbuch befindet,

2. Aufgaben auf Grund von über- und zwischenstaatlichem Recht im Bereich
der sozialen Sicherheit,

3. Aufgaben auf Grund von Rechtsvorschriften, die das Erste und Zehnte
Buch des Sozialgesetzbuches für entsprechend anwendbar erklären, und

4. Aufgaben auf Grund des Arbeitssicherheitsgesetzes und Aufgaben, so-
weit sie den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen durch Gesetz
zugewiesen sind. § 8 Abs. 1 Satz 3 des Arbeitssicherheitsgesetzes bleibt
unberührt.

(3) 1Automatisiert im Sinne dieses Gesetzbuches ist die Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung von Sozialdaten, wenn sie unter Einsatz von Datenverarbeitungsan-
lagen durchgeführt wird (automatisierte Verarbeitung). 2Eine nicht automatisierte
Datei ist jede nicht automatisierte Sammlung von Sozialdaten, die gleichartig
aufgebaut ist und nach bestimmten Merkmalen zugänglich ist und ausgewertet
werden kann.

(4) (weggefallen)

(5) 1Erheben ist das Beschaffen von Daten über den Betroffenen.

(6) 1Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und Lö-
schen von Sozialdaten. 2Im Einzelnen ist, ungeachtet der dabei angewendeten
Verfahren,

1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren von Sozialda-
ten auf einem Datenträger zum Zwecke ihrer weiteren Verarbeitung oder
Nutzung,

2. Verändern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter Sozialdaten,

3. Übermitteln das Bekanntgeben gespeicherter oder durch Datenverarbei-
tung gewonnener Sozialdaten an einen Dritten in der Weise, dass
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(a) die Daten an den Dritten weitergegeben werden oder

(b) der Dritte zur Einsicht oder zum Abruf bereitgehaltene Daten einsieht
oder abruft;

Übermitteln im Sinne dieses Gesetzbuches ist auch das Bekanntgeben
nicht gespeicherter Sozialdaten; das Senden von Sozialdaten durch eine
De-Mail-Nachricht an die jeweiligen akkreditierten Diensteanbieter – zur
kurzfristigen automatisierten Entschlüsselung zum Zweck der Überprüfung
auf Schadsoftware und zum Zweck der Weiterleitung an den Adressaten
der De-Mail-Nachricht – ist kein Übermitteln,

4. Sperren das vollständige oder teilweise Untersagen der weiteren Verarbei-
tung oder Nutzung von Sozialdaten durch entsprechende Kennzeichnung,

5. Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter Sozialdaten.

(7) 1Nutzen ist jede Verwendung von Sozialdaten, soweit es sich nicht um
Verarbeitung handelt, auch die Weitergabe innerhalb der verantwortlichen Stelle.

(8) 1Anonymisieren ist das Verändern von Sozialdaten derart, dass die Einzel-
angaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse nicht mehr oder nur mit
einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer
bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet werden können.

(8a) 1Pseudonymisieren ist das Ersetzen des Namens und anderer Identifi-
kationsmerkmale durch ein Kennzeichen zu dem Zweck, die Bestimmung des
Betroffenen auszuschließen oder wesentlich zu erschweren.

(9) 1Verantwortliche Stelle ist jede Person oder Stelle, die Sozialdaten für
sich selbst erhebt, verarbeitet oder nutzt oder dies durch andere im Auftrag
vornehmen lässt. 2Werden Sozialdaten von einem Leistungsträger im Sinne von
§ 12 des Ersten Buches erhoben, verarbeitet oder genutzt, ist verantwortliche
Stelle der Leistungsträger. 3Ist der Leistungsträger eine Gebietskörperschaft, so
sind eine verantwortliche Stelle die Organisationseinheiten, die eine Aufgabe
nach einem der besonderen Teile dieses Gesetzbuches funktional durchführen.

(10) 1Empfänger ist jede Person oder Stelle, die Sozialdaten erhält. 2Dritter ist
jede Person oder Stelle außerhalb der verantwortlichen Stelle. 3Dritte sind nicht
der Betroffene sowie diejenigen Personen und Stellen, die im Inland, in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum Sozialdaten im
Auftrag erheben, verarbeiten oder nutzen.

(11) 1Nicht-öffentliche Stellen sind natürliche und juristische Personen, Gesell-
schaften und andere Personenvereinigungen des privaten Rechts, soweit sie
nicht unter § 81 Abs. 3 fallen.

(12) 1Besondere Arten personenbezogener Daten sind Angaben über die rassi-
sche und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder philosophi-
sche Überzeugungen, Gewerkschaftszugehörigkeit, Gesundheit oder Sexualle-
ben.
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§ 67a Datenerhebung

(1) 1Das Erheben von Sozialdaten durch in § 35 des Ersten Buches genannte
Stellen ist zulässig, wenn ihre Kenntnis zur Erfüllung einer Aufgabe der erheben-
den Stelle nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist. 2Dies gilt auch für besondere
Arten personenbezogener Daten (§ 67 Abs. 12). 3Angaben über die rassische
Herkunft dürfen ohne Einwilligung des Betroffenen, die sich ausdrücklich auf
diese Daten beziehen muss, nicht erhoben werden. 4Ist die Einwilligung des
Betroffenen durch Gesetz vorgesehen, hat sie sich ausdrücklich auf besondere
Arten personenbezogener Daten (§ 67 Abs. 12) zu beziehen.

(2) 1Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. 2Ohne seine Mitwirkung
dürfen sie nur erhoben werden

1. bei den in § 35 des Ersten Buches oder in § 69 Abs. 2 genannten Stellen,
wenn

(a) diese zur Übermittlung der Daten an die erhebende Stelle befugt
sind,

(b) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand
erfordern würde und

(c) keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutzwür-
dige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden,

2. bei anderen Personen oder Stellen, wenn

(a) eine Rechtsvorschrift die Erhebung bei ihnen zulässt oder die Über-
mittlung an die erhebende Stelle ausdrücklich vorschreibt oder

(b)

aa) die Aufgaben nach diesem Gesetzbuch ihrer Art nach eine Er-
hebung bei anderen Personen oder Stellen erforderlich machen
oder

bb) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen Auf-
wand erfordern würde

und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass überwiegende schutz-
würdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden.

(3) 1Werden Sozialdaten beim Betroffenen erhoben, ist er, sofern er nicht
bereits auf andere Weise Kenntnis erlangt hat, über die Zweckbestimmungen
der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung und die Identität der verantwortlichen
Stelle zu unterrichten. 2Über Kategorien von Empfängern ist der Betroffene nur
zu unterrichten, soweit

1. er nach den Umständen des Einzelfalles nicht mit der Nutzung oder der
Übermittlung an diese rechnen muss,

2. es sich nicht um eine Verarbeitung oder Nutzung innerhalb einer in § 35
des Ersten Buches genannten Stelle oder einer Organisationseinheit im
Sinne von § 67 Abs. 9 Satz 3 handelt oder
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3. es sich nicht um eine Kategorie von in § 35 des Ersten Buches genannten
Stellen oder von Organisationseinheiten im Sinne von § 67 Abs. 9 Satz
3 handelt, die auf Grund eines Gesetzes zur engen Zusammenarbeit
verpflichtet sind.

3Werden Sozialdaten beim Betroffenen auf Grund einer Rechtsvorschrift er-
hoben, die zur Auskunft verpflichtet, oder ist die Erteilung der Auskunft Vor-
aussetzung für die Gewährung von Rechtsvorteilen, ist der Betroffene hierauf
sowie auf die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet, und die Folgen
der Verweigerung von Angaben, sonst auf die Freiwilligkeit seiner Angaben
hinzuweisen.

(4) 1Werden Sozialdaten statt beim Betroffenen bei einer nicht-öffentlichen Stelle
erhoben, so ist die Stelle auf die Rechtsvorschrift, die zur Auskunft verpflichtet,
sonst auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen.

(5) 1Werden Sozialdaten weder beim Betroffenen noch bei einer in § 35 des
Ersten Buches genannten Stelle erhoben und hat der Betroffene davon keine
Kenntnis, ist er von der Speicherung, der Identität der verantwortlichen Stelle
sowie über die Zweckbestimmungen der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung
zu unterrichten. 2Eine Pflicht zur Unterrichtung besteht nicht, wenn

1. der Betroffene bereits auf andere Weise Kenntnis von der Speicherung
oder der Übermittlung erlangt hat,

2. die Unterrichtung des Betroffenen einen unverhältnismäßigen Aufwand
erfordert oder

3. die Speicherung oder Übermittlung der Sozialdaten auf Grund eines Ge-
setzes ausdrücklich vorgesehen ist.

3Über Kategorien von Empfängern ist der Betroffene nur zu unterrichten, soweit

1. er nach den Umständen des Einzelfalles nicht mit der Nutzung oder der
Übermittlung an diese rechnen muss,

2. es sich nicht um eine Verarbeitung oder Nutzung innerhalb einer in § 35
des Ersten Buches genannten Stelle oder einer Organisationseinheit im
Sinne von § 67 Abs. 9 Satz 3 handelt oder

3. es sich nicht um eine Kategorie von in § 35 des Ersten Buches genannten
Stellen oder von Organisationseinheiten im Sinne von § 67 Abs. 9 Satz
3 handelt, die auf Grund eines Gesetzes zur engen Zusammenarbeit
verpflichtet sind.

4Sofern eine Übermittlung vorgesehen ist, hat die Unterrichtung spätestens bei
der ersten Übermittlung zu erfolgen. 5Die verantwortliche Stelle legt schriftlich
fest, unter welchen Voraussetzungen von einer Unterrichtung nach Satz 2 Nr. 2
und 3 abgesehen wird. 6§ 83 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.
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§ 67b Zulässigkeit der Datenverarbeitung und -nutzung

(1) 1Die Verarbeitung von Sozialdaten und deren Nutzung sind nur zulässig, so-
weit die nachfolgenden Vorschriften oder eine andere Rechtsvorschrift in diesem
Gesetzbuch es erlauben oder anordnen oder soweit der Betroffene eingewilligt
hat. 2§ 67a Abs. 1 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die
Übermittlung ohne Einwilligung des Betroffenen nur insoweit zulässig ist, als es
sich um Daten über die Gesundheit oder das Sexualleben handelt oder die Über-
mittlung zwischen Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung oder zwischen
Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung und deren Arbeitsgemeinschaften
zur Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe erforderlich ist.

(2) 1Wird die Einwilligung bei dem Betroffenen eingeholt, ist er auf den Zweck der
vorgesehenen Verarbeitung oder Nutzung sowie auf die Folgen der Verweigerung
der Einwilligung hinzuweisen. 2Die Einwilligung des Betroffenen ist nur wirksam,
wenn sie auf dessen freier Entscheidung beruht. 3Die Einwilligung und der
Hinweis bedürfen der Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände
eine andere Form angemessen ist. 4Soll die Einwilligung zusammen mit anderen
Erklärungen schriftlich erteilt werden, ist die Einwilligungserklärung im äußeren
Erscheinungsbild der Erklärung hervorzuheben.

(3) 1Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein besonderer Umstand
im Sinne des Absatzes 2 Satz 3 auch dann vor, wenn durch die Schriftform
der bestimmte Forschungszweck erheblich beeinträchtigt würde. 2In diesem
Fall sind der Hinweis nach Absatz 2 Satz 1 und die Gründe, aus denen sich
die erhebliche Beeinträchtigung des bestimmten Forschungszweckes ergibt,
schriftlich festzuhalten.

(4) 1Entscheidungen, die für den Betroffenen eine rechtliche Folge nach sich
ziehen oder ihn erheblich beeinträchtigen, dürfen nicht ausschließlich auf eine
automatisierte Verarbeitung von Sozialdaten gestützt werden, die der Bewertung
einzelner Persönlichkeitsmerkmale dient.

§ 67c Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung

(1) 1Das Speichern, Verändern oder Nutzen von Sozialdaten durch die in § 35
des Ersten Buches genannten Stellen ist zulässig, wenn es zur Erfüllung der in
der Zuständigkeit der verantwortlichen Stelle liegenden gesetzlichen Aufgaben
nach diesem Gesetzbuch erforderlich ist und es für die Zwecke erfolgt, für die die
Daten erhoben worden sind. 2Ist keine Erhebung vorausgegangen, dürfen die
Daten nur für die Zwecke geändert oder genutzt werden, für die sie gespeichert
worden sind.

(2) 1Die nach Absatz 1 gespeicherten Daten dürfen von derselben Stelle für
andere Zwecke nur gespeichert, verändert oder genutzt werden, wenn

1. die Daten für die Erfüllung von Aufgaben nach anderen Rechtsvorschriften
dieses Gesetzbuches als diejenigen, für die sie erhoben wurden, erforder-
lich sind,

2. der Betroffene im Einzelfall eingewilligt hat oder
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3. es zur Durchführung eines bestimmten Vorhabens der wissenschaftlichen
Forschung oder Planung im Sozialleistungsbereich erforderlich ist und die
Voraussetzungen des § 75 Abs. 1 vorliegen.

(3) 1Eine Speicherung, Veränderung oder Nutzung für andere Zwecke liegt nicht
vor, wenn sie für die Wahrnehmung von Aufsichts-, Kontroll- und Disziplinarbe-
fugnissen, der Rechnungsprüfung oder der Durchführung von Organisationsun-
tersuchungen für die verantwortliche Stelle erforderlich ist. 2Das gilt auch für die
Veränderung oder Nutzung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken durch die
verantwortliche Stelle, soweit nicht überwiegende schutzwürdige Interessen des
Betroffenen entgegenstehen.

(4) 1Sozialdaten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der
Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer
Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen nur für diese Zwecke
verwendet werden.

(5) 1Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung oder Planung im Sozial-
leistungsbereich erhobene oder gespeicherte Sozialdaten dürfen von den in §
35 des Ersten Buches genannten Stellen nur für ein bestimmtes Vorhaben der
wissenschaftlichen Forschung im Sozialleistungsbereich oder der Planung im
Sozialleistungsbereich verändert oder genutzt werden. 2Die Sozialdaten sind
zu anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungs- oder Planungszweck
möglich ist. 3Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu speichern, mit denen
Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten
oder bestimmbaren Person zugeordnet werden können. 4Sie dürfen mit den
Einzelangaben nur zusammengeführt werden, soweit der Forschungs- oder
Planungszweck dies erfordert.

§ 67d Übermittlungsgrundsätze

(1) 1Eine Übermittlung von Sozialdaten ist nur zulässig, soweit eine gesetz-
liche Übermittlungsbefugnis nach den §§ 68 bis 77 oder nach einer anderen
Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch vorliegt.

(2) 1Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die übermit-
telnde Stelle. 2Erfolgt die Übermittlung auf Ersuchen des Dritten, an den die
Daten übermittelt werden, trägt dieser die Verantwortung für die Richtigkeit der
Angaben in seinem Ersuchen.

(3) 1Sind mit Sozialdaten, die nach Absatz 1 übermittelt werden dürfen, weitere
personenbezogene Daten des Betroffenen oder eines Dritten so verbunden,
dass eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist
die Übermittlung auch dieser Daten nur zulässig, wenn schutzwürdige Interessen
des Betroffenen oder eines Dritten an deren Geheimhaltung nicht überwiegen;
eine Veränderung oder Nutzung dieser Daten ist unzulässig.

(4) 1Die Übermittlung von Sozialdaten auf maschinell verwertbaren Datenträgern
oder im Wege der Datenübertragung ist auch über Vermittlungsstellen zulässig.
2Für die Auftragserteilung an die Vermittlungsstelle gilt § 80 Abs. 2 Satz 1, für
deren Anzeigepflicht § 80 Abs. 3 und für die Verarbeitung und Nutzung durch die
Vermittlungsstelle § 80 Abs. 4 entsprechend.
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§ 67e Erhebung und Übermittlung zur Bekämpfung von
Leistungsmissbrauch und illegaler Ausländerbe-
schäftigung

1Bei der Prüfung nach § 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes oder nach
§ 28p des Vierten Buches darf bei der überprüften Person zusätzlich erfragt
werden,

1. ob und welche Art von Sozialleistungen nach diesem Gesetzbuch oder
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz sie bezieht und von
welcher Stelle sie diese Leistungen bezieht,

2. bei welcher Krankenkasse sie versichert oder ob sie als Selbständige tätig
ist,

3. ob und welche Art von Beiträgen nach diesem Gesetzbuch sie abführt und

4. ob und welche ausländischen Arbeitnehmer sie mit einer für ihre Tätigkeit
erforderlichen Genehmigung und nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingun-
gen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmer beschäftigt.

2Zu Prüfzwecken dürfen die Antworten auf Fragen nach Satz 1 Nr. 1 an den
jeweils zuständigen Leistungsträger und nach Satz 1 Nr. 2 bis 4 an die jeweils
zuständige Einzugsstelle und die Bundesagentur für Arbeit übermittelt werden.
3Der Empfänger hat die Prüfung unverzüglich durchzuführen.

§ 68 Übermittlung für Aufgaben der Polizeibehörden, der
Staatsanwaltschaften, Gerichte und der Behörden der
Gefahrenabwehr

(1) 1Zur Erfüllung von Aufgaben der Polizeibehörden, der Staatsanwaltschaften
und Gerichte, der Behörden der Gefahrenabwehr und der Justizvollzugsanstalten
dürfen im Einzelfall auf Ersuchen Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort,
derzeitige Anschrift des Betroffenen, sein derzeitiger oder zukünftiger Aufent-
haltsort sowie Namen, Vornamen oder Firma und Anschriften seiner derzeitigen
Arbeitgeber übermittelt werden, soweit kein Grund zu der Annahme besteht,
dass dadurch schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden,
und wenn das Ersuchen nicht länger als sechs Monate zurückliegt. 2Die ersuchte
Stelle ist über § 4 Abs. 3 hinaus zur Übermittlung auch dann nicht verpflichtet,
wenn sich die ersuchende Stelle die Angaben auf andere Weise beschaffen kann.
3Satz 2 findet keine Anwendung, wenn das Amtshilfeersuchen zur Durchführung
einer Vollstreckung nach § 66 erforderlich ist.

(1a) 1Zu dem in § 7 Abs. 2 des Internationalen Familienrechtsverfahrensgeset-
zes bezeichneten Zweck ist es zulässig, der in dieser Vorschrift bezeichneten
Zentralen Behörde auf Ersuchen im Einzelfall den derzeitigen Aufenthalt des Be-
troffenen zu übermitteln, soweit kein Grund zur Annahme besteht, dass dadurch
schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden.
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(2) 1Über das Übermittlungsersuchen entscheidet der Leiter der ersuchten Stelle,
sein allgemeiner Stellvertreter oder ein besonders bevollmächtigter Bediensteter.

(3) 1Eine Übermittlung der in Absatz 1 Satz 1 genannten Sozialdaten, von Anga-
ben zur Staats- und Religionsangehörigkeit, früherer Anschriften der Betroffenen,
von Namen und Anschriften früherer Arbeitgeber der Betroffenen sowie von
Angaben über an Betroffene erbrachte oder demnächst zu erbringende Geld-
leistungen ist zulässig, soweit sie zur Durchführung einer nach Bundes- oder
Landesrecht zulässigen Rasterfahndung erforderlich ist. 2§ 67d Abs. 2 Satz 1 fin-
det keine Anwendung; § 15 Abs. 2 Satz 2 und 3 des Bundesdatenschutzgesetzes
gilt entsprechend.

§ 69 Übermittlung für die Erfüllung sozialer Aufgaben

(1) 1Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist

1. für die Erfüllung der Zwecke, für die sie erhoben worden sind oder für die
Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe der übermittelnden Stelle nach die-
sem Gesetzbuch oder einer solchen Aufgabe des Dritten, an den die Daten
übermittelt werden, wenn er eine in § 35 des Ersten Buches genannte
Stelle ist,

2. für die Durchführung eines mit der Erfüllung einer Aufgabe nach Num-
mer 1 zusammenhängenden gerichtlichen Verfahrens einschließlich eines
Strafverfahrens oder

3. für die Richtigstellung unwahrer Tatsachenbehauptungen des Betroffenen
im Zusammenhang mit einem Verfahren über die Erbringung von Soziallei-
stungen; die Übermittlung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die
zuständige oberste Bundes- oder Landesbehörde.

(2) 1Für die Erfüllung einer gesetzlichen oder sich aus einem Tarifvertrag
ergebenden Aufgabe sind den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen
gleichgestellt

1. die Stellen, die Leistungen nach dem Lastenausgleichsgesetz, dem Bun-
desentschädigungsgesetz, dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz,
dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, dem Gesetz über die Entschädi-
gung für Strafverfolgungsmaßnahmen, dem Unterhaltssicherungsgesetz,
dem Beamtenversorgungsgesetz und den Vorschriften, die auf das Beam-
tenversorgungsgesetz verweisen, dem Soldatenversorgungsgesetz,
dem Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz und den Vor-
schriften der Länder über die Gewährung von Blinden- und Pflegegeldlei-
stungen zu erbringen haben,

2. die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im Sinne des §
4 Abs. 2 des Tarifvertragsgesetzes, die Zusatzversorgungseinrichtungen
des öffentlichen Dienstes und die öffentlich-rechtlichen Zusatzversorgungs-
einrichtungen,
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3. die Bezügestellen des öffentlichen Dienstes, soweit sie kindergeldabhän-
gige Leistungen des Besoldungs-, Versorgungs- und Tarifrechts unter
Verwendung von personenbezogenen Kindergelddaten festzusetzen ha-
ben.

(3) 1Die Übermittlung von Sozialdaten durch die Bundesagentur für Arbeit an
die Krankenkassen ist zulässig, soweit sie erforderlich ist, den Krankenkassen
die Feststellung der Arbeitgeber zu ermöglichen, die am Ausgleich der Arbeitge-
beraufwendungen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz teilnehmen.

(4) 1Die Krankenkassen sind befugt, einem Arbeitgeber mitzuteilen, ob die
Fortdauer einer Arbeitsunfähigkeit oder eine erneute Arbeitsunfähigkeit eines
Arbeitnehmers auf derselben Krankheit beruht; die Übermittlung von Diagnose-
daten an den Arbeitgeber ist nicht zulässig.

(5) 1Die Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig für die Erfüllung der gesetzli-
chen Aufgaben der Rechnungshöfe und der anderen Stellen, auf die § 67c Abs.
3 Satz 1 Anwendung findet.

§ 70 Übermittlung für die Durchführung des Arbeitsschut-
zes

1Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie zur Erfüllung der ge-
setzlichen Aufgaben der für den Arbeitsschutz zuständigen staatlichen Behörden
oder der Bergbehörden bei der Durchführung des Arbeitsschutzes erforderlich
ist und schutzwürdige Interessen des Betroffenen nicht beeinträchtigt werden
oder das öffentliche Interesse an der Durchführung des Arbeitsschutzes das
Geheimhaltungsinteresse des Betroffenen erheblich überwiegt.

§ 71 Übermittlung für die Erfüllung besonderer gesetzli-
cher Pflichten und Mitteilungsbefugnisse

(1) 1Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist für
die Erfüllung der gesetzlichen Mitteilungspflichten

1. zur Abwendung geplanter Straftaten nach § 138 des Strafgesetzbuches,

2. zum Schutz der öffentlichen Gesundheit nach § 8 des Infektionsschutzge-
setzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045),

3. zur Sicherung des Steueraufkommens nach § 22a Abs. 4 des Einkom-
mensteuergesetzes und den §§ 93, 97, 105, 111 Abs. 1 und 5, § 116
der Abgabenordnung und § 32b Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes,
soweit diese Vorschriften unmittelbar anwendbar sind, und zur Mitteilung
von Daten der ausländischen Unternehmen, die auf Grund bilateraler Re-
gierungsvereinbarungen über die Beschäftigung von Arbeitnehmern zur
Ausführung von Werkverträgen tätig werden, nach § 93a der Abgabenord-
nung,

45



SGB X

4. zur Gewährung und Prüfung des Sonderausgabenabzugs nach § 10 des
Einkommensteuergesetzes,

5. zur Überprüfung der Voraussetzungen für die Einziehung der Ausgleichs-
zahlungen und für die Leistung von Wohngeld nach § 33 des Wohngeldge-
setzes,

6. zur Bekämpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung nach dem
Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz,

7. zur Mitteilung in das Gewerbezentralregister einzutragender Tatsachen an
die Registerbehörde,

8. zur Erfüllung der Aufgaben der statistischen Ämter der Länder und des
Statistischen Bundesamtes gemäß § 3 Abs. 1 des Statistikregistergesetzes
zum Aufbau und zur Führung des Statistikregisters,

9. zur Aktualisierung des Betriebsregisters nach § 97 Abs. 5 des Agrarstati-
stikgesetzes,

10. zur Erfüllung der Aufgaben der Deutschen Rentenversicherung Bund als
zentraler Stelle nach § 22a und § 91 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuer-
gesetzes, oder

11. zur Erfüllung der Aufgaben der Deutschen Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See, soweit sie bei geringfügig Beschäftigten Aufgaben
nach dem Einkommensteuergesetz durchführt oder

12. zur Erfüllung der Aufgaben des Statistischen Bundesamtes nach § 5a Ab-
satz 1 in Verbindung mit Absatz 3 des Bundesstatistikgesetzes.

2Erklärungspflichten als Drittschuldner, welche das Vollstreckungsrecht vorsieht,
werden durch Bestimmungen dieses Gesetzbuches nicht berührt. 3Eine Über-
mittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist für die Erfüllung
der gesetzlichen Pflichten zur Sicherung und Nutzung von Archivgut nach den
§§ 2 und 5 des Bundesarchivgesetzes oder entsprechenden gesetzlichen Vor-
schriften der Länder, die die Schutzfristen dieses Gesetzes nicht unterschreiten.
4Eine Übermittlung von Sozialdaten ist auch zulässig, soweit sie erforderlich ist,
Meldebehörden nach § 6 Absatz 2 des Bundesmeldegesetzes über konkrete
Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit von diesen auf Grund
Melderechts übermittelter Daten zu unterrichten.

(2) 1Eine Übermittlung von Sozialdaten eines Ausländers ist auch zulässig,
soweit sie erforderlich ist

1. im Einzelfall auf Ersuchen der mit der Ausführung des Aufenthaltsgesetzes
betrauten Behörden nach § 87 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes mit der
Maßgabe, dass über die Angaben nach § 68 hinaus nur mitgeteilt werden
können

(a) für die Entscheidung über den Aufenthalt des Ausländers oder eines
Familienangehörigen des Ausländers Daten über die Gewährung
oder Nichtgewährung von Leistungen, Daten über frühere und beste-
hende Versicherungen und das Nichtbestehen einer Versicherung,
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(b) für die Entscheidung über den Aufenthalt oder über die ausländer-
rechtliche Zulassung oder Beschränkung einer Erwerbstätigkeit des
Ausländers Daten über die Zustimmung nach § 4 Abs. 2 Satz 3, § 17
Satz 1, § 18 Absatz 2 Satz 1, § 18a Absatz 1, § 19 Absatz 1 Satz 1
und § 19a Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes,

(c) für eine Entscheidung über den Aufenthalt des Ausländers Anga-
ben darüber, ob die in § 55 Abs. 2 Nr. 4 des Aufenthaltsgesetzes
bezeichneten Voraussetzungen vorliegen, und

(d) durch die Jugendämter für die Entscheidung über den weiteren Auf-
enthalt oder die Beendigung des Aufenthalts eines Ausländers, bei
dem ein Ausweisungsgrund nach den §§ 53 bis 56 des Aufenthaltsge-
setzes vorliegt, Angaben über das zu erwartende soziale Verhalten,

2. für die Erfüllung der in § 87 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes bezeichneten
Mitteilungspflichten,

3. für die Erfüllung der in § 99 Absatz 1 Nummer 14 Buchstabe d, f und j des
Aufenthaltsgesetzes bezeichneten Mitteilungspflichten, wenn die Mitteilung
die Erteilung, den Widerruf oder Beschränkungen der Zustimmung nach
§ 4 Abs. 2 Satz 3, § 17 Satz 1, § 18 Absatz 2 Satz 1, § 18a Absatz 1,
§ 19 Absatz 1 Satz 1 und § 19a Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes oder
eines Versicherungsschutzes oder die Gewährung von Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch betrifft oder

4. für die Erfüllung der in § 6 Absatz 1 Nummer 8 des Gesetzes über das
Ausländerzentralregister bezeichneten Mitteilungspflichten.

2Daten über die Gesundheit eines Ausländers dürfen nur übermittelt werden,

1. wenn der Ausländer die öffentliche Gesundheit gefährdet und besondere
Schutzmaßnahmen zum Ausschluss der Gefährdung nicht möglich sind
oder von dem Ausländer nicht eingehalten werden oder

2. soweit sie für die Feststellung erforderlich sind, ob die Voraussetzungen
des § 55 Abs. 2 Nr.+4 des Aufenthaltsgesetzes vorliegen.

(2a) 1Eine Übermittlung personenbezogener Daten eines Leistungsberechtigten
nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes ist zulässig, soweit sie für die
Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes erforderlich ist.

(3) 1Eine Übermittlung von Sozialdaten ist auch zulässig, soweit es nach pflicht-
gemäßem Ermessen eines Leistungsträgers erforderlich ist, dem Betreuungs-
gericht die Bestellung eines Betreuers oder eine andere Maßnahme in Be-
treuungssachen zu ermöglichen. 2§ 7 des Betreuungsbehördengesetzes gilt
entsprechend.

§ 72 Übermittlung für den Schutz der inneren und äußeren
Sicherheit

(1) 1Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie im Einzelfall für
die rechtmäßige Erfüllung der in der Zuständigkeit der Behörden für Verfassungs-
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schutz, des Bundesnachrichtendienstes, des Militärischen Abschirmdienstes und
des Bundeskriminalamtes liegenden Aufgaben erforderlich ist. 2Die Übermittlung
ist auf Angaben über Name und Vorname sowie früher geführte Namen, Geburts-
datum, Geburtsort, derzeitige und frühere Anschriften des Betroffenen sowie
Namen und Anschriften seiner derzeitigen und früheren Arbeitgeber beschränkt.

(2) 1Über die Erforderlichkeit des Übermittlungsersuchens entscheidet ein vom
Leiter der ersuchenden Stelle bestimmter Beauftragter, der die Befähigung zum
Richteramt haben oder die Voraussetzungen des § 110 des Deutschen Rich-
tergesetzes erfüllen soll. 2Wenn eine oberste Bundes- oder Landesbehörde für
die Aufsicht über die ersuchende Stelle zuständig ist, ist sie über die gestellten
Übermittlungsersuchen zu unterrichten. 3Bei der ersuchten Stelle entscheidet
über das Übermittlungsersuchen der Behördenleiter oder sein allgemeiner Stell-
vertreter.

§ 73 Übermittlung für die Durchführung eines Strafverfah-
rens

(1) 1Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie zur Durchführung
eines Strafverfahrens wegen eines Verbrechens oder wegen einer sonstigen
Straftat von erheblicher Bedeutung erforderlich ist.

(2) 1Eine Übermittlung von Sozialdaten zur Durchführung eines Strafverfahrens
wegen einer anderen Straftat ist zulässig, soweit die Übermittlung auf die in
§ 72 Abs. 1 Satz 2 genannten Angaben und die Angaben über erbrachte oder
demnächst zu erbringende Geldleistungen beschränkt ist.

(3) 1Die Übermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ordnet der Richter an.

§ 74 Übermittlung bei Verletzung der Unterhaltspflicht und
beim Versorgungsausgleich

(1) 1Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist

1. für die Durchführung

(a) eines gerichtlichen Verfahrens oder eines Vollstreckungsverfahrens
wegen eines gesetzlichen oder vertraglichen Unterhaltsanspruchs
oder eines an seine Stelle getretenen Ersatzanspruchs oder

(b) eines Verfahrens über den Versorgungsausgleich nach § 220 des
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder

2. für die Geltendmachung

(a) eines gesetzlichen oder vertraglichen Unterhaltsanspruchs außerhalb
eines Verfahrens nach Nummer 1 Buchstabe a, soweit der Betrof-
fene nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts, insbesondere
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nach § 1605 oder nach § 1361 Absatz 4 Satz 4, § 1580 Satz 2,
§ 1615a oder § 1615l Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit § 1605 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs, zur Auskunft verpflichtet ist, oder

(b) eines Ausgleichsanspruchs im Rahmen des Versorgungsausgleichs
außerhalb eines Verfahrens nach Nummer 1 Buchstabe b, soweit der
Betroffene nach § 4 Absatz 1 Satz 1 des Versorgungsausgleichsge-
setzes zur Auskunft verpflichtet ist, oder

3. für die Anwendung der Öffnungsklausel des § 22 Nummer 1 Satz 3 Buch-
stabe a Doppelbuchstabe bb Satz 2 des Einkommensteuergesetzes auf
eine im Versorgungsausgleich auf die ausgleichsberechtigte Person über-
tragene Rentenanwartschaft, soweit die ausgleichspflichtige Person nach
§ 22 Nummer 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb Satz 2 des
Einkommensteuergesetzes in Verbindung mit § 4 Absatz 1 des Versor-
gungsausgleichsgesetzes zur Auskunft verpflichtet ist.

2In den Fällen der Nummern 2 und 3 ist eine Übermittlung nur zulässig, wenn
der Auskunftspflichtige seine Pflicht, nachdem er unter Hinweis auf die in die-
sem Buch enthaltene Übermittlungsbefugnis der in § 35 des Ersten Buches
genannten Stellen gemahnt wurde, innerhalb angemessener Frist, nicht oder
nicht vollständig erfüllt hat. 3Diese Stellen dürfen die Anschrift des Auskunfts-
pflichtigen zum Zwecke der Mahnung übermitteln.

(2) 1Eine Übermittlung von Sozialdaten durch die Träger der gesetzlichen Ren-
tenversicherung und durch die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende
ist auch zulässig, soweit sie für die Erfüllung der nach § 5 des Auslandsun-
terhaltsgesetzes der zentralen Behörde (§ 4 des Auslandsunterhaltsgesetzes)
obliegenden Aufgaben und zur Erreichung der in den §§ 16 und 17 des Aus-
landsunterhaltsgesetzes bezeichneten Zwecke erforderlich ist.

§ 74a Übermittlung zur Durchsetzung öffentlich-
rechtlicher Ansprüche und im Vollstreckungs-
verfahren

(1) 1Zur Durchsetzung von öffentlich-rechtlichen Ansprüchen in Höhe von minde-
stens 500 Euro dürfen im Einzelfall auf Ersuchen Name, Vorname, Geburtsdatum,
Geburtsort, derzeitige Anschrift des Betroffenen, sein derzeitiger oder zukünfti-
ger Aufenthaltsort sowie Namen, Vornamen oder Firma und Anschriften seiner
derzeitigen Arbeitgeber übermittelt werden, soweit kein Grund zu der Annahme
besteht, dass dadurch schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt
werden, und wenn das Ersuchen nicht länger als sechs Monate zurückliegt. 2Die
ersuchte Stelle ist über § 4 Abs. 3 hinaus zur Übermittlung auch dann nicht
verpflichtet, wenn sich die ersuchende Stelle die Angaben auf andere Weise
beschaffen kann. 3Satz 2 findet keine Anwendung, wenn das Amtshilfeersuchen
zur Durchführung einer Vollstreckung nach § 66 erforderlich ist.

(2) 1Zur Durchführung eines Vollstreckungsverfahrens, dem zu vollstreckende
Ansprüche von mindestens 500 Euro zugrunde liegen, dürfen die Träger der
gesetzlichen Rentenversicherung im Einzelfall auf Ersuchen des Gerichtsvollzie-
hers die derzeitige Anschrift des Betroffenen, seinen derzeitigen oder zukünftigen
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Aufenthaltsort sowie Namen, Vornamen oder Firma und Anschriften seiner der-
zeitigen Arbeitgeber übermitteln, soweit kein Grund zu der Annahme besteht,
dass dadurch schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden
und das Ersuchen nicht länger als sechs Monate zurückliegt. 2Die Träger der
gesetzlichen Rentenversicherung sind über § 4 Abs. 3 hinaus zur Übermittlung
auch dann nicht verpflichtet, wenn sich die ersuchende Stelle die Angaben auf
andere Weise beschaffen kann. 3Die Übermittlung ist nur zulässig, wenn

1. der Schuldner seiner Pflicht zur Abgabe der Vermögensauskunft nach
§ 802c der Zivilprozessordnung nicht nachkommt,

2. bei einer Vollstreckung in die in der Vermögensauskunft aufgeführten
Vermögensgegenstände eine vollständige Befriedigung des Gläubigers
voraussichtlich nicht zu erwarten wäre oder

3. die Anschrift oder der derzeitige oder zukünftige Aufenthaltsort des Schuld-
ners trotz Anfrage bei der Meldebehörde nicht bekannt ist.

4Der Gerichtsvollzieher hat in seinem Ersuchen zu bestätigen, dass diese Vor-
aussetzungen vorliegen.

§ 75 Übermittlung von Sozialdaten für die Forschung und
Planung

(1) 1Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie erforderlich ist für
ein bestimmtes Vorhaben

1. der wissenschaftlichen Forschung im Sozialleistungsbereich oder der wis-
senschaftlichen Arbeitsmarkt- und Berufsforschung oder

2. der Planung im Sozialleistungsbereich durch eine öffentliche Stelle im
Rahmen ihrer Aufgaben

und schutzwürdige Interessen des Betroffenen nicht beeinträchtigt werden oder
das öffentliche Interesse an der Forschung oder Planung das Geheimhaltungsin-
teresse des Betroffenen erheblich überwiegt. 2Eine Übermittlung ohne Einwilli-
gung des Betroffenen ist nicht zulässig, soweit es zumutbar ist, die Einwilligung
des Betroffenen nach § 67b einzuholen. 3Angaben über den Familien- und
Vornamen, die Anschrift, die Telefonnummer sowie die für die Einleitung eines
Vorhabens nach Satz 1 zwingend erforderlichen Strukturmerkmale des Betroffe-
nen können für Befragungen auch ohne Einwilligungen übermittelt werden.

(2) 1Die Übermittlung bedarf der vorherigen Genehmigung durch die oberste
Bundes- oder Landesbehörde, die für den Bereich, aus dem die Daten herrühren,
zuständig ist. 2Die oberste Bundesbehörde kann das Genehmigungsverfahren
bei Anträgen von Versicherungsträgern nach § 1 Absatz 1 Satz 1 des Vierten
Buches auf das Bundesversicherungsamt übertragen. 3Die Genehmigung darf
im Hinblick auf die Wahrung des Sozialgeheimnisses nur versagt werden, wenn
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht vorliegen. 4Sie muss
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1. den Dritten, an den die Daten übermittelt werden,

2. die Art der zu übermittelnden Sozialdaten und den Kreis der Betroffenen,

3. die wissenschaftliche Forschung oder die Planung, zu der die übermittelten
Sozialdaten verwendet werden dürfen, und

4. den Tag, bis zu dem die übermittelten Sozialdaten aufbewahrt werden
dürfen,

genau bezeichnen und steht auch ohne besonderen Hinweis unter dem Vorbehalt
der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auflage.

(3) 1Wird die Übermittlung von Daten an nicht-öffentliche Stellen genehmigt, hat
die genehmigende Stelle durch Auflagen sicherzustellen, dass die der Geneh-
migung durch Absatz 1 gesetzten Grenzen beachtet und die Daten nur für den
Übermittlungszweck gespeichert, verändert oder genutzt werden.

(4) 1Ist der Dritte, an den Daten übermittelt werden, eine nicht öffentliche
Stelle, gilt § 38 des Bundesdatenschutzgesetzes mit der Maßgabe, dass die
Kontrolle auch erfolgen kann, wenn die Daten nicht automatisiert oder nicht in
nicht automatisierten Dateien verarbeitet oder genutzt werden.

§ 76 Einschränkung der Übermittlungsbefugnis bei beson-
ders schutzwürdigen Sozialdaten

(1) 1Die Übermittlung von Sozialdaten, die einer in § 35 des Ersten Buches
genannten Stelle von einem Arzt oder einer anderen in § 203 Abs. 1 und 3
des Strafgesetzbuches genannten Person zugänglich gemacht worden sind,
ist nur unter den Voraussetzungen zulässig, unter denen diese Person selbst
übermittlungsbefugt wäre.

(2) 1Absatz 1 gilt nicht

1. im Rahmen des § 69 Abs. 1 Nr. 1 und 2 für Sozialdaten, die im Zusam-
menhang mit einer Begutachtung wegen der Erbringung von Sozialleistun-
gen oder wegen der Ausstellung einer Bescheinigung übermittelt worden
sind, es sei denn, dass der Betroffene der Übermittlung widerspricht;
der Betroffene ist von der verantwortlichen Stelle zu Beginn des Verwal-
tungsverfahrens in allgemeiner Form schriftlich auf das Widerspruchsrecht
hinzuweisen,

2. im Rahmen des § 69 Abs. 4 und 5 und des § 71 Abs. 1 Satz 3,

3. im Rahmen des § 94 Abs. 2 Satz 2 des Elften Buches Sozialgesetzbuch.

(3) 1Ein Widerspruchsrecht besteht nicht in den Fällen des § 279 Abs. 5 in
Verbindung mit § 275 Abs. 1 bis 3 des Fünften Buches.
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§ 77 Übermittlung ins Ausland und an über- oder zwischen-
staatliche Stellen

(1) 1Die Übermittlung von Sozialdaten an Personen oder Stellen in anderen
Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder in anderen Vertragsstaaten des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder an Stellen der Organe
und Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaften ist zulässig, soweit

1. dies für die Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe der in § 35 des Ersten
Buches genannten übermittelnden Stelle nach diesem Gesetzbuch oder
zur Erfüllung einer solchen Aufgabe von ausländischen Stellen erforderlich
ist, soweit diese Aufgaben wahrnehmen, die denen der in § 35 des Ersten
Buches genannten Stellen entsprechen,

2. die Voraussetzungen des § 69 Abs. 1 Nr. 3 oder des § 70 oder einer
Übermittlungsvorschrift nach dem Dritten Buch oder dem Arbeitnehmer-
überlassungsgesetz vorliegen und die Aufgaben der ausländischen Stelle
den in diesen Vorschriften genannten entsprechen oder

3. die Voraussetzungen des § 74 vorliegen und die gerichtlich geltend ge-
machten Ansprüche oder die Rechte des Empfängers den in dieser Vor-
schrift genannten entsprechen.

2Die Übermittlung von Sozialdaten unterbleibt, soweit sie zu den in Artikel 6 des
Vertrages über die Europäische Union enthaltenen Grundsätzen in Widerspruch
stünde.

(2) 1Absatz 1 gilt entsprechend für die Übermittlung an Personen oder Stellen
in einem Drittstaat sowie an über- oder zwischenstaatliche Stellen, wenn der
Drittstaat oder die über- oder zwischenstaatliche Stelle ein angemessenes Da-
tenschutzniveau gewährleistet. 2Die Angemessenheit des Datenschutzniveaus
wird unter Berücksichtigung aller Umstände beurteilt, die bei einer Datenüber-
mittlung oder einer Kategorie von Datenübermittlungen von Bedeutung sind;
insbesondere können die Art der Sozialdaten, die Zweckbestimmung, die Dauer
der geplanten Verarbeitung, das Herkunfts- und das Endbestimmungsland, die
für den betreffenden Empfänger geltenden Rechtsnormen sowie die für ihn gel-
tenden Standesregeln und Sicherheitsmaßnahmen herangezogen werden. 3Bis
zur Feststellung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften entschei-
det das Bundesversicherungsamt, ob ein angemessenes Datenschutzniveau
gewährleistet ist.

(3) 1Eine Übermittlung von Sozialdaten an Personen oder Stellen im Ausland
oder an über- oder zwischenstaatliche Stellen ist auch zulässig, wenn

1. der Betroffene seine Einwilligung gegeben hat,

2. die Übermittlung in Anwendung zwischenstaatlicher Übereinkommen auf
dem Gebiet der sozialen Sicherheit erfolgt oder

3. die Voraussetzungen des § 69 Abs. 1 Nr. 2 oder des § 73 vorliegen, die
Aufgaben der ausländischen Stelle den in diesen Vorschriften genannten
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entsprechen und der ausländische Staat oder die über- oder zwischen-
staatliche Stelle ein angemessenes Datenschutzniveau (Absatz 2) gewähr-
leistet; für die Anordnung einer Übermittlung nach § 73 ist ein Gericht im
Inland zuständig. 2Die Übermittlung ist nur zulässig, soweit der Betroffene
kein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung hat.

(4) 1Gewährleistet der Drittstaat oder die über- oder zwischenstaatliche Stelle
ein angemessenes Datenschutzniveau (Absatz 2) nicht, ist die Übermittlung
von Sozialdaten an die Stelle im Drittstaat oder die über- oder zwischenstaat-
liche Stelle auch zulässig, soweit die Voraussetzungen des § 69 Abs. 1 Nr.
1 und 2, des § 70 oder einer Übermittlungsvorschrift nach dem Dritten Buch
oder dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz vorliegen und der Betroffene kein
schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung hat.

(5) 1Die Stelle, an die die Sozialdaten übermittelt werden, ist auf den Zweck
hinzuweisen, zu dessen Erfüllung die Sozialdaten übermittelt werden.

(6) 1Das Bundesversicherungsamt unterrichtet das Bundesministerium des
Innern über Drittstaaten und über- oder zwischenstaatliche Stellen, die kein
angemessenes Datenschutzniveau gewährleisten.

§ 78 Zweckbindung und Geheimhaltungspflicht eines Drit-
ten, an den Daten übermittelt werden

(1) 1Personen oder Stellen, die nicht in § 35 des Ersten Buches genannt und
denen Sozialdaten übermittelt worden sind, dürfen diese nur zu dem Zweck
verarbeiten oder nutzen, zu dem sie ihnen befugt übermittelt worden sind. 2Die
Dritten haben die Daten in demselben Umfang geheim zu halten wie die in
§ 35 des Ersten Buches genannten Stellen. 3Sind Sozialdaten an Gerichte oder
Staatsanwaltschaften übermittelt worden, dürfen diese gerichtliche Entscheidun-
gen, die Sozialdaten enthalten, weiter übermitteln, wenn eine in § 35 des Ersten
Buches genannte Stelle zur Übermittlung an den weiteren Dritten befugt wäre.
4Abweichend von Satz 3 ist eine Übermittlung nach § 115 des Bundesbeam-
tengesetzes und nach Vorschriften, die auf diese Vorschrift verweisen, zulässig.
5Sind Sozialdaten an Polizeibehörden, Staatsanwaltschaften, Gerichte oder
Behörden der Gefahrenabwehr übermittelt worden, dürfen diese die Daten unab-
hängig vom Zweck der Übermittlung sowohl für Zwecke der Gefahrenabwehr als
auch für Zwecke der Strafverfolgung und der Strafvollstreckung verarbeiten und
nutzen.

(2) 1Werden Daten an eine nichtöffentliche Stelle übermittelt, so sind die dort
beschäftigten Personen, welche diese Daten verarbeiten oder nutzen, von dieser
Stelle vor, spätestens bei der Übermittlung auf die Einhaltung der Pflichten nach
Absatz 1 hinzuweisen.

(3) 1Ergibt sich im Rahmen eines Vollstreckungsverfahrens nach § 66 die Not-
wendigkeit, dass eine Strafanzeige zum Schutz des Vollstreckungsbeamten
erforderlich ist, so dürfen die zum Zwecke der Vollstreckung übermittelten Sozi-
aldaten auch zum Zweck der Strafverfolgung verarbeitet oder genutzt werden,
soweit dies erforderlich ist. 2Das Gleiche gilt auch für die Klärung von Fragen im
Rahmen eines Disziplinarverfahrens.
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(4) 1Sind Sozialdaten an Gerichte oder Staatsanwaltschaften für die Durch-
führung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens übermittelt worden, so dürfen sie
nach Maßgabe der §§ 476, 487 Abs. 4 der Strafprozessordnung und der §§
49b und 49c Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten für Zwecke der
wissenschaftlichen Forschung verarbeitet oder genutzt werden.

§ 78a Technische und organisatorische Maßnahmen

1Die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen, die selbst oder im Auftrag
Sozialdaten erheben, verarbeiten oder nutzen, haben die technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen einschließlich der Dienstanweisungen zu treffen,
die erforderlich sind, um die Ausführung der Vorschriften dieses Gesetzbuches,
insbesondere die in der Anlage zu dieser Vorschrift genannten Anforderungen,
zu gewährleisten. 2Maßnahmen sind nicht erforderlich, wenn ihr Aufwand in
keinem angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht.

§ 78b Datenvermeidung und Datensparsamkeit

1Gestaltung und Auswahl von Datenverarbeitungssystemen haben sich an dem
Ziel auszurichten, keine oder so wenig Sozialdaten wie möglich zu erheben, zu
verarbeiten oder zu nutzen. 2Insbesondere ist von den Möglichkeiten der Anony-
misierung und Pseudonymisierung Gebrauch zu machen, soweit dies möglich
ist und der Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten
Schutzzweck steht.

§ 78c Datenschutzaudit

1Zur Verbesserung des Datenschutzes und der Datensicherheit können Anbie-
ter von Datenverarbeitungssystemen und -programmen und datenverarbeitende
Stellen ihr Datenschutzkonzept sowie ihre technischen Einrichtungen durch
unabhängige und zugelassene Gutachter prüfen und bewerten lassen sowie
das Ergebnis der Prüfung veröffentlichen. 2Die näheren Anforderungen an die
Prüfung und Bewertung, das Verfahren sowie die Auswahl und Zulassung der
Gutachter werden durch besonderes Gesetz geregelt. 3Die Sätze 1 und 2 gelten
nicht für öffentliche Stellen der Länder mit Ausnahme der Sozialversicherungs-
träger und ihrer Verbände.

§ 79 Einrichtung automatisierter Abrufverfahren

(1) 1Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die Übermittlung von
Sozialdaten durch Abruf ermöglicht, ist zwischen den in § 35 des Ersten Buches
genannten Stellen sowie mit der Deutschen Rentenversicherung Bund als zentra-
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ler Stelle zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 91 Abs. 1 Satz 1 des Einkommen-
steuergesetzes und der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See,
soweit sie bei geringfügig Beschäftigten Aufgaben nach dem Einkommensteuer-
gesetz durchführt, zulässig, soweit dieses Verfahren unter Berücksichtigung der
schutzwürdigen Interessen der Betroffenen wegen der Vielzahl der Übermittlun-
gen oder wegen ihrer besonderen Eilbedürftigkeit angemessen ist und wenn die
jeweiligen Aufsichtsbehörden die Teilnahme der unter ihrer Aufsicht stehenden
Stellen genehmigt haben. 2Das Gleiche gilt gegenüber den in § 69 Abs 2 und 3
genannten Stellen.

(1a) 1Die Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens für eine Datei
der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau ist nur ge-
genüber den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung, der Deutschen
Rentenversicherung Bund als zentraler Stelle zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach
§ 91 Absatz 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes, den Krankenkassen, der
Bundesagentur für Arbeit und der Deutschen Post AG, soweit sie mit der Berech-
nung oder Auszahlung von Sozialleistungen betraut ist, zulässig; dabei dürfen
auch Vermittlungsstellen eingeschaltet werden.

(2) 1Die beteiligten Stellen haben zu gewährleisten, dass die Zulässigkeit des
Abrufverfahrens kontrolliert werden kann. 2Hierzu haben sie schriftlich festzule-
gen:

1. Anlass und Zweck des Abrufverfahrens,

2. Dritte, an die übermittelt wird,

3. Art der zu übermittelnden Daten,

4. nach § 78a erforderliche technische und organisatorische Maßnahmen.

(3) 1Über die Einrichtung von Abrufverfahren ist in Fällen, in denen die in
§ 35 des Ersten Buches genannten Stellen beteiligt sind, die der Kontrolle des
Bundesbeauftragten für den Datenschutz unterliegen, dieser, sonst die nach
Landesrecht für die Kontrolle des Datenschutzes zuständige Stelle rechtzeitig
vorher unter Mitteilung der Festlegungen nach Absatz 2 zu unterrichten.

(4) 1Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen Abrufs trägt der
Dritte, an den übermittelt wird. 2Die speichernde Stelle prüft die Zulässigkeit der
Abrufe nur, wenn dazu Anlass besteht. 3Sie hat mindestens bei jedem zehnten
Abruf den Zeitpunkt, die abgerufenen Daten sowie Angaben zur Feststellung des
Verfahrens und der für den Abruf verantwortlichen Personen zu protokollieren; die
protokollierten Daten sind spätestens nach sechs Monaten zu löschen. 4Wird ein
Gesamtbestand von Sozialdaten abgerufen oder übermittelt (Stapelverarbeitung),
so bezieht sich die Gewährleistung der Feststellung und Überprüfung nur auf die
Zulässigkeit des Abrufes oder der Übermittlung des Gesamtbestandes.

(5) 1Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Abruf aus Datenbeständen, die mit
Einwilligung der Betroffenen angelegt werden und die jedermann, sei es ohne
oder nach besonderer Zulassung, zur Benutzung offen stehen.
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§ 80 Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von Sozialda-
ten im Auftrag

(1) 1Werden Sozialdaten im Auftrag durch andere Stellen erhoben, verarbeitet
oder genutzt, ist der Auftraggeber für die Einhaltung der Vorschriften dieses
Gesetzbuches und anderer Vorschriften über den Datenschutz verantwortlich.
2Die in den §§ 82 bis 84 genannten Rechte sind ihm gegenüber geltend zu
machen.

(2) 1Eine Auftragserteilung für die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von
Sozialdaten ist nur zulässig, wenn der Datenschutz beim Auftragnehmer nach
der Art der zu erhebenden, zu verarbeitenden oder zu nutzenden Daten den
Anforderungen genügt, die für den Auftraggeber gelten. 2Der Auftrag ist schriftlich
zu erteilen, wobei insbesondere im Einzelnen festzulegen sind:

1. der Gegenstand und die Dauer des Auftrags,

2. der Umfang, die Art und der Zweck der vorgesehenen Erhebung, Verar-
beitung oder Nutzung von Daten, die Art der Daten und der Kreis der
Betroffenen,

3. die nach § 78a zu treffenden technischen und organisatorischen Maßnah-
men,

4. die Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten,

5. die bestehenden Pflichten des Auftragnehmers, insbesondere die von ihm
vorzunehmenden Kontrollen,

6. die etwaige Berechtigung zur Begründung von Unterauftragsverhältnissen,

7. die Kontrollrechte des Auftraggebers und die entsprechenden Duldungs-
und Mitwirkungspflichten des Auftragnehmers,

8. mitzuteilende Verstöße des Auftragnehmers oder der bei ihm beschäftigten
Personen gegen Vorschriften zum Schutz von Sozialdaten oder gegen die
im Auftrag getroffenen Festlegungen,

9. der Umfang der Weisungsbefugnisse, die sich der Auftraggeber gegenüber
dem Auftragnehmer vorbehält,

10. die Rückgabe überlassener Datenträger und die Löschung beim Auftrag-
nehmer gespeicherter Daten nach Beendigung des Auftrags.

3Der Auftraggeber ist verpflichtet, erforderlichenfalls Weisungen zur Ergänzung
der beim Auftragnehmer vorhandenen technischen und organisatorischen Maß-
nahmen zu erteilen. 4Der Auftraggeber hat sich vor Beginn der Datenverarbeitung
und sodann regelmäßig von der Einhaltung der beim Auftragnehmer getroffenen
technischen und organisatorischen Maßnahmen zu überzeugen. 5Das Ergebnis
ist zu dokumentieren. 6Die Auftragserteilung an eine nicht-öffentliche Stelle setzt
außerdem voraus, dass der Auftragnehmer dem Auftraggeber schriftlich das
Recht eingeräumt hat,
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1. Auskünfte bei ihm einzuholen,

2. während der Betriebs- oder Geschäftszeiten seine Grundstücke oder Ge-
schäftsräume zu betreten und dort Besichtigungen und Prüfungen vorzu-
nehmen und

3. geschäftliche Unterlagen sowie die gespeicherten Sozialdaten und Daten-
verarbeitungsprogramme einzusehen,

soweit es im Rahmen des Auftrags für die Überwachung des Datenschutzes
erforderlich ist.

(3) 1Der Auftraggeber hat seiner Aufsichtsbehörde rechtzeitig vor der Auftrags-
erteilung

1. den Auftragnehmer, die bei diesem vorhandenen technischen und
organisatorischen Maßnahmen und ergänzenden Weisungen nach
Absatz 2 Satz 2 und 3,

2. die Art der Daten, die im Auftrag erhoben, verarbeitet oder genutzt werden
sollen, und den Kreis der Betroffenen,

3. die Aufgabe, zu deren Erfüllung die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung
der Daten im Auftrag erfolgen soll, sowie

4. den Abschluss von etwaigen Unterauftragsverhältnissen

schriftlich anzuzeigen. 2Wenn der Auftragnehmer eine öffentliche Stelle ist, hat
er auch schriftliche Anzeige an seine Aufsichtsbehörde zu richten.

(4) 1Der Auftragnehmer darf die zur Datenverarbeitung überlassenen Sozialda-
ten nicht für andere Zwecke verarbeiten oder nutzen und nicht länger speichern,
als der Auftraggeber schriftlich bestimmt.

(5) 1Die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von Sozialdaten im Auftrag durch
nicht-öffentliche Stellen ist nur zulässig, wenn

1. beim Auftraggeber sonst Störungen im Betriebsablauf auftreten können
oder

2. die übertragenen Arbeiten beim Auftragnehmer erheblich kostengünstiger
besorgt werden können und der Auftrag nicht die Speicherung des gesam-
ten Datenbestandes des Auftraggebers umfasst. 2Der überwiegende Teil
der Speicherung des gesamten Datenbestandes muss beim Auftraggeber
oder beim Auftragnehmer, der eine öffentliche Stelle ist, und die Daten zur
weiteren Datenverarbeitung im Auftrag an nicht-öffentliche Auftragnehmer
weitergibt, verbleiben.

(6) 1Ist der Auftragnehmer eine in § 35 des Ersten Buches genannte Stelle,
gelten neben den §§ 85 und 85a nur § 4g Abs. 2, § 18 Abs. 2 und die §§ 24 bis 26
des Bundesdatenschutzgesetzes. 2Bei den in § 35 des Ersten Buches genannten
Stellen, die nicht solche des Bundes sind, treten anstelle des Bundesbeauftrag-
ten für den Datenschutz insoweit die Landesbeauftragten für den Datenschutz.
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3Ihre Aufgaben und Befugnisse richten sich nach dem jeweiligen Landesrecht.
4Ist der Auftragnehmer eine nicht-öffentliche Stelle, kontrolliert die Einhaltung
der Absätze 1 bis 5 die nach Landesrecht zuständige Aufsichtsbehörde. 5Bei
öffentlichen Stellen der Länder, die nicht Sozialversicherungsträger oder deren
Verbände sind, gelten die landesrechtlichen Vorschriften über Verzeichnisse der
eingesetzten Datenverarbeitungsanlagen und Dateien.

(7) 1Die Absätze 1, 2, 4 und 6 gelten entsprechend, wenn die Prüfung oder
Wartung automatisierter Verfahren oder von Datenverarbeitungsanlagen durch
andere Stellen im Auftrag vorgenommen wird und dabei ein Zugriff auf Sozialda-
ten nicht ausgeschlossen werden kann. 2Verträge über Wartungsarbeiten sind
in diesem Falle rechtzeitig vor der Auftragserteilung der Aufsichtsbehörde mitzu-
teilen; sind Störungen im Betriebsablauf zu erwarten oder bereits eingetreten, ist
der Vertrag unverzüglich mitzuteilen.

§ 81 Rechte des Einzelnen, Datenschutzbeauftragte

(1) 1Ist jemand der Ansicht, bei der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung seiner
personenbezogenen Sozialdaten in seinen Rechten verletzt worden zu sein,
kann er sich

1. an den Bundesbeauftragten für den Datenschutz wenden, wenn er eine
Verletzung seiner Rechte durch eine in § 35 des Ersten Buches genannten
Stelle des Bundes bei der Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem
Gesetzbuch behauptet,

2. an die nach Landesrecht für die Kontrolle des Datenschutzes zuständigen
Stellen wenden, wenn er die Verletzung seiner Rechte durch eine andere
in § 35 des Ersten Buches genannte Stelle bei der Wahrnehmung von
Aufgaben nach diesem Gesetzbuch behauptet.

(2) 1Bei der Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Gesetzbuch gelten
für die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen die §§ 24 bis 26 des
Bundesdatenschutzgesetzes. 2Bei öffentlichen Stellen der Länder, die unter § 35
des Ersten Buches fallen, treten an die Stelle des Bundesbeauftragten für den
Datenschutz die Landesbeauftragten für den Datenschutz. 3Ihre Aufgaben und
Befugnisse richten sich nach dem jeweiligen Landesrecht.

(3) 1Verbände und Arbeitsgemeinschaften der in § 35 des Ersten Buches ge-
nannten Stellen oder ihrer Verbände gelten, soweit sie Aufgaben nach diesem
Gesetzbuch wahrnehmen und an ihnen Stellen des Bundes beteiligt sind, unbe-
schadet ihrer Rechtsform als öffentliche Stellen des Bundes, wenn sie über den
Bereich eines Landes hinaus tätig werden, anderenfalls als öffentliche Stellen
der Länder. 2Sonstige Einrichtungen der in § 35 des Ersten Buches genannten
Stellen oder ihrer Verbände gelten als öffentliche Stellen des Bundes, wenn die
absolute Mehrheit der Anteile oder der Stimmen einer oder mehrerer öffentlicher
Stellen dem Bund zusteht, anderenfalls als öffentliche Stellen der Länder. 3Die
Datenstelle der Träger der Rentenversicherung nach § 145 Abs. 1 des Sechsten
Buches gilt als öffentliche Stelle des Bundes.
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(4) 1Auf die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen und die Vermittlungs-
stellen nach § 67d Abs. 4 sind die §§ 4f, 4g mit Ausnahme des Absatzes 3 sowie
§ 18 Abs. 2 des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend anzuwenden. 2In
räumlich getrennten Organisationseinheiten ist sicherzustellen, dass der Beauf-
tragte für den Datenschutz bei der Erfüllung seiner Aufgaben unterstützt wird.
3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für öffentliche Stellen der Länder mit Ausnahme
der Sozialversicherungsträger und ihrer Verbände. 4Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt
entsprechend.

§ 82 Schadenersatz

1Fügt eine in § 35 des Ersten Buches genannte Stelle dem Betroffenen durch
eine nach diesem Gesetzbuch oder nach anderen Vorschriften über den Da-
tenschutz unzulässige oder unrichtige Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung
seiner personenbezogenen Sozialdaten einen Schaden zu, ist § 7 des Bundesda-
tenschutzgesetzes entsprechend anzuwenden. 2Für den Ersatz des Schadens
bei unzulässiger oder unrichtiger automatisierter Erhebung, Verarbeitung oder
Nutzung von personenbezogenen Sozialdaten gilt auch § 8 des Bundesdaten-
schutzgesetzes entsprechend.

§ 83 Auskunft an den Betroffenen

(1) 1Dem Betroffenen ist auf Antrag Auskunft zu erteilen über

1. die zu seiner Person gespeicherten Sozialdaten, auch soweit sie sich auf
die Herkunft dieser Daten beziehen,

2. die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, an die Daten weiterge-
geben werden, und

3. den Zweck der Speicherung.

2In dem Antrag soll die Art der Sozialdaten, über die Auskunft erteilt werden
soll, näher bezeichnet werden. 3Sind die Sozialdaten nicht automatisiert oder
nicht in nicht automatisierten Dateien gespeichert, wird die Auskunft nur erteilt,
soweit der Betroffene Angaben macht, die das Auffinden der Daten ermögli-
chen, und der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer
Verhältnis zu dem vom Betroffenen geltend gemachten Informationsinteresse
steht. 4Die verantwortliche Stelle bestimmt das Verfahren, insbesondere die
Form der Auskunftserteilung, nach pflichtgemäßem Ermessen. § 25 Abs. 2 gilt
entsprechend.

(2) 1Für Sozialdaten, die nur deshalb gespeichert sind, weil sie auf Grund
gesetzlicher, satzungsmäßiger oder vertraglicher Aufbewahrungsvorschriften
nicht gelöscht werden dürfen, oder die ausschließlich Zwecken der Datensi-
cherung oder der Datenschutzkontrolle dienen, gilt Absatz 1 nicht, wenn eine
Auskunftserteilung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde.
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(3) 1Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Übermittlung von Sozialdaten
an Staatsanwaltschaften und Gerichte im Bereich der Strafverfolgung, an Polizei-
behörden, Verfassungsschutzbehörden, den Bundesnachrichtendienst und den
Militärischen Abschirmdienst, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zulässig.

(4) 1Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit

1. die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit der
verantwortlichen Stelle liegenden Aufgaben gefährden würde,

2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit gefährden oder sonst dem Wohle
des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde oder

3. die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer Rechtsvor-
schrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden
berechtigten Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden müssen,
und deswegen das Interesse des Betroffenen an der Auskunftserteilung
zurücktreten muss.

(5) 1Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf keiner Begründung, soweit
durch die Mitteilung der tatsächlichen und rechtlichen Gründe, auf die die Ent-
scheidung gestützt wird, der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck
gefährdet würde. 2In diesem Fall ist der Betroffene darauf hinzuweisen, dass er
sich, wenn die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen der Kontrolle des
Bundesbeauftragten für den Datenschutz unterliegen, an diesen, sonst an die
nach Landesrecht für die Kontrolle des Datenschutzes zuständige Stelle wenden
kann.

(6) 1Wird einem Auskunftsberechtigten keine Auskunft erteilt, so kann, soweit es
sich um in § 35 des Ersten Buches genannte Stellen handelt, die der Kontrolle
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz unterliegen, dieser, sonst die nach
Landesrecht für die Kontrolle des Datenschutzes zuständige Stelle auf Verlangen
der Auskunftsberechtigten prüfen, ob die Ablehnung der Auskunftserteilung
rechtmäßig war.

(7) 1Die Auskunft ist unentgeltlich.

§ 83a Informationspflicht bei unrechtmäßiger Kenntniser-
langung von Sozialdaten

1Stellt eine in § 35 des Ersten Buches genannte Stelle fest, dass bei ihr gespei-
cherte besondere Arten personenbezogener Daten (§ 67 Absatz 12) unrecht-
mäßig übermittelt oder auf sonstige Weise Dritten unrechtmäßig zur Kenntnis
gelangt sind und drohen schwerwiegende Beeinträchtigungen für die Rechte
oder schutzwürdigen Interessen der Betroffenen, hat sie dies unverzüglich der
nach § 90 des Vierten Buches zuständigen Aufsichtsbehörde, der zuständigen
Datenschutzaufsichtsbehörde sowie den Betroffenen mitzuteilen. 2§ 42a Satz 2
bis 6 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend.
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§ 84 Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten; Wi-
derspruchsrecht

(1) 1Sozialdaten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind. 2Wird die Rich-
tigkeit von Sozialdaten von dem Betroffenen bestritten und lässt sich weder
die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit der Daten feststellen, bewirkt dies keine
Sperrung, soweit es um die Erfüllung sozialer Aufgaben geht; die ungeklärte
Sachlage ist in geeigneter Weise festzuhalten. 3Die bestrittenen Daten dürfen
nur mit einem Hinweis hierauf genutzt und übermittelt werden.

(1a) 1§ 20 Abs. 5 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend.

(2) 1Sozialdaten sind zu löschen, wenn ihre Speicherung unzulässig ist. 2Sie
sind auch zu löschen, wenn ihre Kenntnis für die verantwortliche Stelle zur
rechtmäßigen Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht
mehr erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass durch die
Löschung schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden.

(3) 1An die Stelle einer Löschung tritt eine Sperrung, soweit

1. einer Löschung gesetzliche, satzungsmäßige oder vertragliche Aufbewah-
rungsfristen entgegenstehen,

2. Grund zu der Annahme besteht, dass durch eine Löschung schutzwürdige
Interessen des Betroffenen beeinträchtigt würden, oder

3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder
nicht mit angemessenem Aufwand möglich ist.

(4) 1Gesperrte Sozialdaten dürfen ohne Einwilligung des Betroffenen nur über-
mittelt oder genutzt werden, wenn

1. es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung einer bestehenden
Beweisnot oder aus sonstigen im überwiegenden Interesse der verant-
wortlichen Stelle oder eines Dritten liegenden Gründen unerlässlich ist
und

2. die Sozialdaten hierfür übermittelt oder genutzt werden dürften, wenn sie
nicht gesperrt wären.

(5) 1Von der Tatsache, dass Sozialdaten bestritten oder nicht mehr bestritten
sind, von der Berichtigung unrichtiger Daten sowie der Löschung oder Sperrung
wegen Unzulässigkeit der Speicherung sind die Stellen zu verständigen, denen
im Rahmen einer Datenübermittlung diese Daten zur Speicherung weitergege-
ben worden sind, wenn dies keinen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert und
schutzwürdige Interessen des Betroffenen nicht entgegenstehen.

(6) 1§ 71 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt.

61



SGB X

§ 84a Unabdingbare Rechte des Betroffenen

(1) 1Die Rechte des Betroffenen nach diesem Kapitel können nicht durch
Rechtsgeschäft ausgeschlossen oder beschränkt werden.

(2) 1Sind die Daten des Betroffenen automatisiert oder in einer nicht automa-
tisierten Datei gespeichert und sind mehrere Stellen speicherungsberechtigt,
kann der Betroffene sich an jede dieser Stellen wenden, wenn er nicht in der
Lage ist festzustellen, welche Stelle die Daten gespeichert hat. 2Diese ist ver-
pflichtet, das Vorbringen des Betroffenen an die Stelle, die die Daten gespeichert
hat, weiterzuleiten. 3Der Betroffene ist über die Weiterleitung und jene Stelle zu
unterrichten.

§ 85 Bußgeldvorschriften

(1) 1Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 78 Abs. 1 Satz 1 Sozialdaten verarbeitet oder nutzt, wenn die
Handlung nicht nach Absatz 2 Nr. 5 geahndet werden kann,

(a) entgegen § 80 Absatz 2 Satz 2 einen Auftrag nicht richtig, nicht
vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise erteilt,

(b) entgegen § 80 Absatz 2 Satz 4 sich nicht vor Beginn der Datenver-
arbeitung von der Einhaltung der beim Auftragnehmer getroffenen
technischen und organisatorischen Maßnahmen überzeugt,

2. entgegen § 80 Abs. 4, auch in Verbindung mit § 67d Abs. 4 Satz 2, Sozial-
daten anderweitig verarbeitet, nutzt oder länger speichert oder

3. entgegen § 81 Abs. 4 Satz 1 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 4f Abs.
1 Satz 1 oder 2 des Bundesdatenschutzgesetzes, diese jeweils auch in
Verbindung mit § 4f Abs. 1 Satz 3 und 6 des Bundesdatenschutzgesetzes,
einen Beauftragten für den Datenschutz nicht oder nicht rechtzeitig bestellt.

(2) 1Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. unbefugt Sozialdaten, die nicht allgemein zugänglich sind, erhebt oder
verarbeitet,

2. unbefugt Sozialdaten, die nicht allgemein zugänglich sind, zum Abruf
mittels automatisierten Verfahrens bereithält,

3. unbefugt Sozialdaten, die nicht allgemein zugänglich sind, abruft oder
sich oder einem anderen aus automatisierten Verarbeitungen oder nicht
automatisierten Dateien verschafft,

4. die Übermittlung von Sozialdaten, die nicht allgemein zugänglich sind,
durch unrichtige Angaben erschleicht,
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5. entgegen § 67c Abs. 5 Satz 1 oder § 78 Abs. 1 Satz 1 Sozialdaten für
andere Zwecke nutzt, indem er sie an Dritte weitergibt oder

6. entgegen § 83a Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig macht.

(3) 1Die Ordnungswidrigkeit kann im Falle des Absatzes 1 mit einer Geldbuße
bis zu fünfzigtausend Euro, in den Fällen des Absatzes 2 mit einer Geldbuße
bis zu dreihunderttausend Euro geahndet werden. Die Geldbuße soll den wirt-
schaftlichen Vorteil, den der Täter aus den Ordnungswidrigkeiten gezogen hat,
übersteigen. Reichen die in Satz 1 genannten Beträge hierfür nicht aus, so
können sie überschritten werden.

§ 85a Strafvorschriften

(1) 1Wer eine in § 85 Abs. 2 bezeichnete vorsätzliche Handlung gegen Entgelt
oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu
schädigen, begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe
bestraft.

(2) 1Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind der Betroffene,
die verantwortliche Stelle, der Bundesbeauftragte für den Datenschutz oder der
zuständige Landesbeauftragte für den Datenschutz.
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Fünfzehnter Abschnitt:
Verletzung des persönlichen Lebens- und Geheimbe-
reichs

§ 201 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes

(1) 1Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
unbefugt

1. das nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen auf einen Tonträger
aufnimmt oder

2. eine so hergestellte Aufnahme gebraucht oder einem Dritten zugänglich
macht.

(2) 1Ebenso wird bestraft, wer unbefugt

1. das nicht zu seiner Kenntnis bestimmte nichtöffentlich gesprochene Wort
eines anderen mit einem Abhörgerät abhört oder

2. das nach Absatz 1 Nr. 1 aufgenommene oder nach Absatz 2 Nr. 1 abge-
hörte nichtöffentlich gesprochene Wort eines anderen im Wortlaut oder
seinem wesentlichen Inhalt nach öffentlich mitteilt.

2Die Tat nach Satz 1 Nr. 2 ist nur strafbar, wenn die öffentliche Mitteilung geeig-
net ist, berechtigte Interessen eines anderen zu beeinträchtigen. 3Sie ist nicht
rechtswidrig, wenn die öffentliche Mitteilung zur Wahrnehmung überragender
öffentlicher Interessen gemacht wird.

(3) 1Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
als Amtsträger oder als für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter die
Vertraulichkeit des Wortes verletzt (Absätze 1 und 2).

(4) 1Der Versuch ist strafbar.

(5) 1Die Tonträger und Abhörgeräte, die der Täter oder Teilnehmer verwendet
hat, können eingezogen werden. 2§ 74a ist anzuwenden.

§ 201a Verletzung des höchstpersönlichen Lebensbe-
reichs durch Bildaufnahmen

(1) 1Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer
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1. von einer anderen Person, die sich in einer Wohnung oder einem ge-
gen Einblick besonders geschützten Raum befindet, unbefugt eine Bild-
aufnahme herstellt oder überträgt und dadurch den höchstpersönlichen
Lebensbereich der abgebildeten Person verletzt,

2. eine Bildaufnahme, die die Hilflosigkeit einer anderen Person zur Schau
stellt, unbefugt herstellt oder überträgt und dadurch den höchstpersönli-
chen Lebensbereich der abgebildeten Person verletzt,

3. eine durch eine Tat nach den Nummern 1 oder 2 hergestellte Bildaufnahme
gebraucht oder einer dritten Person zugänglich macht oder

4. eine befugt hergestellte Bildaufnahme der in den Nummern 1 oder 2 be-
zeichneten Art wissentlich unbefugt einer dritten Person zugänglich macht
und dadurch den höchstpersönlichen Lebensbereich der abgebildeten
Person verletzt.

(2) 1Ebenso wird bestraft, wer unbefugt von einer anderen Person eine Bildauf-
nahme, die geeignet ist, dem Ansehen der abgebildeten Person erheblich zu
schaden, einer dritten Person zugänglich macht.

(3) 1Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft,
wer eine Bildaufnahme, die die Nacktheit einer anderen Person unter achtzehn
Jahren zum Gegenstand hat,

1. herstellt oder anbietet, um sie einer dritten Person gegen Entgelt zu ver-
schaffen, oder

2. sich oder einer dritten Person gegen Entgelt verschafft.

(4) 1Absatz 1 Nummer 2, auch in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 3 oder
Nummer 4, Absatz 2 und 3 gelten nicht für Handlungen, die in Wahrnehmung
überwiegender berechtigter Interessen erfolgen, namentlich der Kunst oder
der Wissenschaft, der Forschung oder der Lehre, der Berichterstattung über
Vorgänge des Zeitgeschehens oder der Geschichte oder ähnlichen Zwecken
dienen.

(5) 1Die Bildträger sowie Bildaufnahmegeräte oder andere technische Mittel, die
der Täter oder Teilnehmer verwendet hat, können eingezogen werden. 2§ 74a
ist anzuwenden.

§ 202 Verletzung des Briefgeheimnisses

(1) 1Wer unbefugt

1. einen verschlossenen Brief oder ein anderes verschlossenes Schriftstück,
die nicht zu seiner Kenntnis bestimmt sind, öffnet oder

2. sich vom Inhalt eines solchen Schriftstücks ohne Öffnung des Verschlusses
unter Anwendung technischer Mittel Kenntnis verschafft, wird mit Freiheits-
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in
§ 206 mit Strafe bedroht ist.
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(2) 1Ebenso wird bestraft, wer sich unbefugt vom Inhalt eines Schriftstücks, das
nicht zu seiner Kenntnis bestimmt und durch ein verschlossenes Behältnis gegen
Kenntnisnahme besonders gesichert ist, Kenntnis verschafft, nachdem er dazu
das Behältnis geöffnet hat.

(3) 1Einem Schriftstück im Sinne der Absätze 1 und 2 steht eine Abbildung
gleich.

§ 202a Ausspähen von Daten

(1) 1Wer unbefugt sich oder einem anderen Zugang zu Daten, die nicht für ihn
bestimmt und die gegen unberechtigten Zugang besonders gesichert sind, unter
Überwindung der Zugangssicherung verschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) 1Daten im Sinne des Absatzes 1 sind nur solche, die elektronisch, magnetisch
oder sonst nicht unmittelbar wahrnehmbar gespeichert sind oder übermittelt
werden.

§ 202b Abfangen von Daten

Wer unbefugt sich oder einem anderen unter Anwendung von technischen
Mitteln nicht für ihn bestimmte Daten (§ 202a Abs. 2) aus einer nichtöffentlichen
Datenübermittlung oder aus der elektromagnetischen Abstrahlung einer Daten-
verarbeitungsanlage verschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder
mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwererer
Strafe bedroht ist.

§ 202c Vorbereiten des Ausspähens und Abfangens von
Daten

(1) 1Wer eine Straftat nach § 202a oder § 202b vorbereitet, indem er

1. Passwörter oder sonstige Sicherungscodes, die den Zugang zu Daten (§
202a Abs. 2) ermöglichen, oder

2. Computerprogramme, deren Zweck die Begehung einer solchen Tat ist,

herstellt, sich oder einem anderen verschafft, verkauft, einem anderen überlässt,
verbreitet oder sonst zugänglich macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren
oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) 1§ 149 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.
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§ 202d Datenhehlerei

(1) 1Wer Daten (§ 202a Absatz 2), die nicht allgemein zugänglich sind und die
ein anderer durch eine rechtswidrige Tat erlangt hat, sich oder einem anderen
verschafft, einem anderen überlässt, verbreitet oder sonst zugänglich macht, um
sich oder einen Dritten zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, wird mit
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) 1Die Strafe darf nicht schwerer sein als die für die Vortat angedrohte Strafe.

(3) 1Absatz 1 gilt nicht für Handlungen, die ausschließlich der Erfüllung rechtmä-
ßiger dienstlicher oder beruflicher Pflichten dienen. 2Dazu gehören insbesondere

1. solche Handlungen von Amtsträgern oder deren Beauftragten, mit denen
Daten ausschließlich der Verwertung in einem Besteuerungsverfahren,
einem Strafverfahren oder einem Ordnungswidrigkeitenverfahren zugeführt
werden sollen, sowie

2. solche beruflichen Handlungen der in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der
Strafprozessordnung genannten Personen, mit denen Daten entgegenge-
nommen, ausgewertet oder veröffentlicht werden.

§ 203 Verletzung von Privatgeheimnissen

(1) 1Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen
Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis, offenbart, das ihm als

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heil-
berufs, der für die Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeich-
nung eine staatlich geregelte Ausbildung erfordert,

2. Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschluß-
prüfung,

3. Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich geord-
neten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerbera-
ter, Steuerbevollmächtigten oder Organ oder Mitglied eines Organs einer
Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs-
oder Steuerberatungsgesellschaft,

4. Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Sucht-
fragen in einer Beratungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft,
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts anerkannt ist,

4a. Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den
§§ 3 und 8 des Schwangerschaftskonfliktgesetzes,

5. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozial-
pädagogen oder
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6. Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder
Lebensversicherung oder einer privatärztlichen, steuerberaterlichen oder
anwaltlichen Verrechnungsstelle

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis
zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) 1Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich
ein zum persönlichen Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs-
oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als

1. Amtsträger,

2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,

3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht
wahrnimmt,

4. Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes
tätigen Untersuchungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates,
das nicht selbst Mitglied des Gesetzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft
eines solchen Ausschusses oder Rates,

5. öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung
seiner Obliegenheiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet
worden ist, oder

6. Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht
bei der Durchführung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund
eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist,

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. 2Einem Geheimnis im Sinne
des Satzes 1 stehen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhält-
nisse eines anderen gleich, die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfaßt
worden sind; Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelanga-
ben anderen Behörden oder sonstigen Stellen für Aufgaben der öffentlichen
Verwaltung bekanntgegeben werden und das Gesetz dies nicht untersagt.

(2a) 1Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Beauftragter für
den Datenschutz unbefugt ein fremdes Geheimnis im Sinne dieser Vorschriften
offenbart, das einem in den Absätzen 1 und 2 Genannten in dessen beruflicher
Eigenschaft anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist und von dem er
bei der Erfüllung seiner Aufgaben als Beauftragter für den Datenschutz Kenntnis
erlangt hat.

(3) 1Einem in Absatz 1 Nr. 3 genannten Rechtsanwalt stehen andere Mitglieder
einer Rechtsanwaltskammer gleich. 2Den in Absatz 1 und Satz 1 Genannten
stehen ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen und die Personen gleich, die bei ihnen
zur Vorbereitung auf den Beruf tätig sind. 3Den in Absatz 1 und den in Satz
1 und 2 Genannten steht nach dem Tod des zur Wahrung des Geheimnisses
Verpflichteten ferner gleich, wer das Geheimnis von dem Verstorbenen oder
aus dessen Nachlaß erlangt hat. 4Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzuwenden,
wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen unbefugt
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offenbart. 5Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen
anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geldstrafe.

§ 204 Verwertung fremder Geheimnisse

(1) 1Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnis, zu dessen Geheimhaltung er nach § 203 verpflichtet ist,
verwertet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) 1§ 203 Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 205 Strafantrag

(1) 1In den Fällen des § 201 Abs. 1 und 2 und der §§ 202, 203 und 204 wird die
Tat nur auf Antrag verfolgt. 2Dies gilt auch in den Fällen der §§ 201a, 202a, 202b
und 202d, es sei denn, dass die Strafverfolgungsbehörde wegen des besonderen
öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen
für geboten hält.

(2) 1Stirbt der Verletzte, so geht das Antragsrecht nach § 77 Abs. 2 auf die
Angehörigen über; dies gilt nicht in den Fällen der §§ 202a, 202b und 202d.
2Gehört das Geheimnis nicht zum persönlichen Lebensbereich des Verletzten,
so geht das Antragsrecht bei Straftaten nach den §§ 203 und 204 auf die Erben
über. 3Offenbart oder verwertet der Täter in den Fällen der §§ 203 und 204
das Geheimnis nach dem Tod des Betroffenen, so gelten die Sätze 1 und 2
sinngemäß.

§ 206 Verletzung des Post- oder Fernmeldegeheimnisses

(1) 1Wer unbefugt einer anderen Person eine Mitteilung über Tatsachen macht,
die dem Post- oder Fernmeldegeheimnis unterliegen und die ihm als Inhaber oder
Beschäftigtem eines Unternehmens bekanntgeworden sind, das geschäftsmäßig
Post- oder Telekommunikationsdienste erbringt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu
fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) 1Ebenso wird bestraft, wer als Inhaber oder Beschäftigter eines in Absatz 1
bezeichneten Unternehmens unbefugt

1. eine Sendung, die einem solchen Unternehmen zur Übermittlung anver-
traut worden und verschlossen ist, öffnet oder sich von ihrem Inhalt ohne
Öffnung des Verschlusses unter Anwendung technischer Mittel Kenntnis
verschafft,

2. eine einem solchen Unternehmen zur Übermittlung anvertraute Sendung
unterdrückt oder
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3. eine der in Absatz 1 oder in Nummer 1 oder 2 bezeichneten Handlungen
gestattet oder fördert.

(3) 1Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Personen, die

1. Aufgaben der Aufsicht über ein in Absatz 1 bezeichnetes Unternehmen
wahrnehmen,

2. von einem solchen Unternehmen oder mit dessen Ermächtigung mit dem
Erbringen von Post- oder Telekommunikationsdiensten betraut sind oder

3. mit der Herstellung einer dem Betrieb eines solchen Unternehmens die-
nenden Anlage oder mit Arbeiten daran betraut sind.

(4) 1Wer unbefugt einer anderen Person eine Mitteilung über Tatsachen macht,
die ihm als außerhalb des Post- oder Telekommunikationsbereichs tätigem
Amtsträger auf Grund eines befugten oder unbefugten Eingriffs in das Post- oder
Fernmeldegeheimnis bekanntgeworden sind, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(5) 1Dem Postgeheimnis unterliegen die näheren Umstände des Postverkehrs
bestimmter Personen sowie der Inhalt von Postsendungen. 2Dem Fernmel-
degeheimnis unterliegen der Inhalt der Telekommunikation und ihre näheren
Umstände, insbesondere die Tatsache, ob jemand an einem Telekommunikati-
onsvorgang beteiligt ist oder war.3Das Fernmeldegeheimnis erstreckt sich auch
auf die näheren Umstände erfolgloser Verbindungsversuche.

§ 207 (weggefallen)

§ 208 (weggefallen)

§ 209 (weggefallen)

§ 210 (weggefallen)
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§ 630f Dokumentation der Behandlung

(1) 1Der Behandelnde ist verpflichtet, zum Zweck der Dokumentation in unmit-
telbarem zeitlichen Zusammenhang mit der Behandlung eine Patientenakte in
Papierform oder elektronisch zu führen. 2Berichtigungen und Änderungen von
Eintragungen in der Patientenakte sind nur zulässig, wenn neben dem ursprüng-
lichen Inhalt erkennbar bleibt, wann sie vorgenommen worden sind. 3Dies ist
auch für elektronisch geführte Patientenakten sicherzustellen.

(2) 1Der Behandelnde ist verpflichtet, in der Patientenakte sämtliche aus fachli-
cher Sicht für die derzeitige und künftige Behandlung wesentlichen Maßnahmen
und deren Ergebnisse aufzuzeichnen, insbesondere die Anamnese, Diagno-
sen, Untersuchungen, Untersuchungsergebnisse, Befunde, Therapien und ih-
re Wirkungen, Eingriffe und ihre Wirkungen, Einwilligungen und Aufklärungen.
2Arztbriefe sind in die Patientenakte aufzunehmen.

(3) 1Der Behandelnde hat die Patientenakte für die Dauer von zehn Jahren
nach Abschluss der Behandlung aufzubewahren, soweit nicht nach anderen
Vorschriften andere Aufbewahrungsfristen bestehen.
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§ 630g Einsichtnahme in die Patientenakte

(1) 1Dem Patienten ist auf Verlangen unverzüglich Einsicht in die vollständige,
ihn betreffende Patientenakte zu gewähren, soweit der Einsichtnahme nicht
erhebliche therapeutische Gründe oder sonstige erhebliche Rechte Dritter ent-
gegenstehen. 2Die Ablehnung der Einsichtnahme ist zu begründen. 3§ 811 ist
entsprechend anzuwenden.

(2) 1Der Patient kann auch elektronische Abschriften von der Patientenakte
verlangen. 2Er hat dem Behandelnden die entstandenen Kosten zu erstatten.

(3) 1Im Fall des Todes des Patienten stehen die Rechte aus den Absätzen 1
und 2 zur Wahrnehmung der vermögensrechtlichen Interessen seinen Erben
zu. 2Gleiches gilt für die nächsten Angehörigen des Patienten, soweit sie imma-
terielle Interessen geltend machen. 3Die Rechte sind ausgeschlossen, soweit
der Einsichtnahme der ausdrückliche oder mutmaßliche Wille des Patienten
entgegensteht.
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Inhaltsübersicht
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§ 9 Schweigepflicht

(1) 1Der Arzt hat über das, was ihm in seiner Eigenschaft als Arzt anvertraut oder
bekannt geworden ist - auch über den Tod des Patienten hinaus - zu schweigen.
Dazu gehören auch schriftliche Mitteilungen des Patienten, Aufzeichnungen über
Patienten, Röntgenaufnahmen und sonstige Untersuchungsbefunde.

(2) 1Der Arzt ist zur Offenbarung befugt, soweit er von der Schweigepflicht
entbunden worden ist oder soweit die Offenbarung zum Schutze eines höherwer-
tigen Rechtsgutes erforderlich ist. Gesetzliche Aussage- und Anzeigepflichten
bleiben unberührt. Soweit gesetzliche Vorschriften die Schweigepflicht des Arztes
einschränken, soll der Arzt den Patienten darüber unterrichten.

(3) 1Der Arzt hat seine Mitarbeiter und die Personen, die zur Vorbereitung auf
den Beruf an der ärztlichen Tätigkeit teilnehmen, über die gesetzliche Pflicht zur
Verschwiegenheit zu belehren und dies schriftlich festzuhalten.

(4) 1Wenn mehrere Ärzte gleichzeitig oder nacheinander denselben Patienten
untersuchen oder behandeln, so sind sie untereinander von der Schweigepflicht
insoweit befreit, als das Einverständnis des Patienten vorliegt oder anzunehmen
ist.
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§ 10 Dokumentationspflicht

(1) 1Der Arzt hat über die in Ausübung seines Berufes gemachten Feststellungen
und getroffenen Maßnahmen die erforderlichen Aufzeichnungen zu machen.
Diese sind nicht nur Gedächtnisstützen für den Arzt, sie dienen auch dem
Interesse des Patienten an einer ordnungsgemäßen Dokumentation.

(2) 1Der Arzt hat dem Patienten auf dessen Verlangen grundsätzlich in die
ihn betreffenden Krankenunterlagen Einsicht zu gewähren; ausgenommen sind
diejenigen Teile, welche subjektive Eindrücke oder Wahrnehmungen des Arztes
enthalten. Auf Verlangen sind dem Patienten Kopien der Unterlagen gegen
Erstattung der Kosten herauszugeben. 2Ärztliche Aufzeichnungen sind für die
Dauer von zehn Jahren nach Abschluß der Behandlung aufzubewahren, soweit
nicht nach gesetzlichen Vorschriften eine längere Aufbewahrungspflicht besteht.

(3) 1Nach Aufgabe der Praxis hat der Arzt seine ärztlichen Aufzeichnungen und
Untersuchungsbefunde gemäß Ärztekammer Schleswig-Holstein, KdöR, Bismar-
ckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg, Telefon 04551 803 0, Fax 04551 803 188,
info@aeksh.org, www.aeksh.de Seite 6/28 der Berufsordnung der Ärztekammer
Schleswig-Holstein zurück zur Inhaltsübersicht Absatz 3 aufzubewahren oder
dafür Sorge zu tragen, daß sie in gehörige Obhut gegeben werden. Der Arzt,
dem bei einer Praxisaufgabe oder Praxisübergabe ärztliche Aufzeichnungen
über Patienten in Obhut gegeben werden, muß diese Aufzeichnungen unter
Verschluß halten und darf sie nur mit Einwilligung des Patienten einsehen oder
weitergeben.

(4) 1Aufzeichnungen auf elektronischen Datenträgern oder anderen Speicher-
medien bedürfen besonderer Sicherungs- und Schutzmaßnahmen, um deren
Veränderung, Vernichtung oder unrechtmäßige Verwendung zu verhindern. Der
Arzt hat hierbei die Empfehlungen der Ärztekammer zu beachten.

(5) 1Der Arzt darf Angaben über Approbation oder Erlaubnis zur vorüberge-
henden Ausübung des ärztlichen Berufes sowie zu Bezeichnungen nach der
Weiterbildung nur durch eine von der Ärztekammer betriebene oder mit der
Ärztekammer durch einen Kooperationsvertrag verbundene Zertifizierungsstelle
in Signaturschlüssel-Zertifikate oder Attribut-Zertifikate aufnehmen lassen.
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